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A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Der Aufsichtsratsvorsitzende der 

Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH,  

Zielitz 

(im Folgenden kurz Gesellschaft), hat uns mit Schreiben vom 6. Dezember 2021 

aufgrund des am 29. September 2021 gefassten Beschlusses der Gesellschafter den 

Auftrag erteilt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 und den Lagebericht 

gemäß § 316 ff. HGB zu prüfen. 

Der Prüfungsauftrag umfasst auch Feststellungen zu § 53 Haushaltsgrundsätze-

gesetz (HGrG). Über das Ergebnis dieser Prüfung berichten wir unter Abschnitt E. 

sowie in Anlage IX. 

Für den Jahresabschluss, den Lagebericht und die uns gegenüber gemachten 

Angaben trägt die Geschäftsführung die Verantwortung. Aufgabe der Abschluss-

prüfung ist es, auf der Grundlage der durchgeführten Prüfung ein Urteil über den 

Jahresabschluss und den Lagebericht abzugeben. 

Der über diese Prüfung verfasste Bericht wurde nach den Grundsätzen des 

IDW Prüfungsstandards 450 erstellt. Da es sich nicht um eine gesetzlich vorge-

schriebene Prüfung handelt, richtet sich der Bericht nur an die Zielitzer Wohnungs-

gesellschaft mbH, Zielitz. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung 

die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Unserem Auftrag liegen die als Anlage X beigefügten Allgemeinen Auftrags-

bedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften nach dem 

Stand vom 1. Januar 2017 zugrunde, die auch Geltung gegenüber Dritten entfalten. 
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B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

I. LAGE DER GESELLSCHAFT 

1. Stellungnahme zur Beurteilung der Lage der Gesellschaft durch die 

Geschäftsführung 

Unsere Stellungnahme beruht auf der Beurteilung der Lage der Gesellschaft durch 

die Geschäftsführung im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 und im Lage-

bericht 2021. Darüber hinaus wurden zur Beurteilung der Lage der Gesellschaft u. a. 

die Buchführung, Planungsrechnungen, Verträge, das Aufsichtsratsprotokoll und das 

Protokoll der Gesellschafterversammlung sowie die Berichterstattung an den 

Aufsichtsrat herangezogen. 

Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss unter der Prämisse der Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit aufgestellt. Der Einschätzung der Geschäftsführung liegt 

ein Finanz- und Wirtschaftsplan mit einem Planungszeitraum bis 2032 zugrunde. 

Auf folgende wesentliche Darstellungen zur Lage der Gesellschaft durch die 

Geschäftsführung weisen wir hin: 

Im Berichtsjahr hat die Gesellschaft insgesamt (einschließlich Fremdkosten der 

Instandhaltung) T€ 445,2 (€ 17,82 je m²) in ihre Bestände investiert. Darüber hinaus 

wurde im Rahmen der Hausmeistertätigkeit der hausinternen Handwerker Instand-

haltungsleistungen von T€ 23,1 (€ 0,93 je m²) erbracht. 

Die Leerstandsquote beträgt zum 31. Dezember 2021 23,2 % (Vorjahr: 21,1 %). Die 

leerstandsbedingten Erlösschmälerungen (einschließlich nicht umlagefähiger 

Betriebs- und Heizkosten) betragen im Berichtsjahr T€ 351,8 (Vorjahr: T€ 348,9). 

Die Gesellschaft weist für das Berichtsjahr einen Jahresüberschuss von T€ 178,4 

(Vorjahr: Jahresüberschuss von T€ 2,1) aus. 

Im Geschäftsjahr wurden leerstandsbedingte außerplanmäßige Abschreibungen 

aufgrund dauerhafter Ertragsminderungen in Höhe von T€ 100,0 (Vorjahr: T€ 271,0) 

für ein Objekt vorgenommen. 

Die durchschnittliche Sollmiete liegt im Berichtsjahr bei € 4,82 je m²; der Zinssatz in 

Relation zur Sollmiete bei 6,7 % und der Kapitaldienst in Relation zur Nettokaltmiete 

(Sollmiete abzüglich Erlösschmälerungen) bei 46,7 %.  

Die Eigenkapitalquote (Verhältnis Eigenkapital zur Bilanzsumme) beträgt zum 

Bilanzstichtag 35,1 % (Vorjahr: 33,5 %). Die Vermögenslage ist geordnet. 
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Im Geschäftsjahr erfolgte der letzte Teilabruf eines Darlehens in Höhe von T€ 360,0 

zur Finanzierung des im Geschäftsjahr 2020 begonnenen und im Berichtsjahr 

abgeschlossenen Neubauprojektes „Am Mühlenberg 9“ in Zielitz.  

Die Zahlungsfähigkeit war im Berichtsjahr gewährleistet. 

Die Geschäftsführung geht auf Grundlage der Unternehmensplanung 2022 bis 2026 

davon aus, dass im genannten Planungszeitraum positive Jahresergebnisse in einer 

Bandbreite von T€ 222,2 bis T€ 227,6 erzielt werden. Die Instandhaltung beträgt 

hierbei T€ 220,0 bis T€ 225,0 p. a. (€ 8,80 je m² bis € 9,00 je m²). 

Risiken der künftigen Entwicklung der Gesellschaft werden unverändert im Leerstand 

und den daraus resultierenden Erlösschmälerungen aus Sollmieten und Betriebs-

kosten gesehen. 

Die Aussagen zum Geschäftsverlauf stimmen mit den bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen überein. Die Beurteilung der Lage, des Fortbestandes und der 

wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung der Gesellschaft 

erscheinen uns aus heutiger Sicht plausibel. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist 

die Beurteilung der Lage der Gesellschaft durch die Geschäftsführung im erforder-

lichen Umfang zutreffend dargestellt. 

2. Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen 

Hinsichtlich entwicklungsbeeinträchtigender Risiken weisen wir darauf hin, dass die 

Ertrags- und Finanzlage der Gesellschaft unverändert durch hohe Erlösschmäle-

rungen, bedingt durch Wohnungsleerstände (31. Dezember 2021: 23,2 %; Vorjahr: 

21,1 %), beeinträchtigt wird.  

Nach der Unternehmensplanung für den Zeitraum 2022 bis 2026 werden Instand-

haltungsmaßnahmen in Höhe von lediglich € 8,80 je m² bis € 9,00 je m² bzw. unter 

zusätzlicher Berücksichtigung eigener Leistungen von ca. € 9,80 je m² Wohn-

fläche p. a. geplant. Die Instandhaltungskostenpauschalen der Zweiten Berech-

nungsverordnung werden insoweit teilweise unterschritten. 

Wir weisen darauf hin, dass die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft für den Planungs-

zeitraum unter Berücksichtigung der aus Eigenmittelanteilen zu finanzierenden 

(aktivierungspflichtigen) Investitionen und dem beabsichtigten niedrigen Instand-

haltungsniveau bei restriktiver Ausgabenpolitik nur geringe Gestaltungsräume für 

unvorhersehbare Geschäftsvorfälle zulässt. 
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Die Geschäftsführerin erwartet aufgrund der rückläufigen Bevölkerungsentwicklung 

für die Zukunft weiter ansteigende Leerstände.  

Wir verweisen auch auf Abschnitt B. I. 1. Stellungnahme zur Beurteilung der Lage der 

Gesellschaft durch die Geschäftsführung. 

C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

I. GEGENSTAND DER PRÜFUNG 

Gegenstand der Abschlussprüfung ist die Einhaltung der deutschen handelsrecht-

lichen Vorschriften über den Jahresabschluss und den Lagebericht und der sie ergän-

zenden Vorschriften des Gesellschaftsvertrages sowie der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung. In Erweiterung des Prüfungsauftrages gemäß § 53 HGrG 

erstreckt sich die Prüfung auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und 

die wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu 

den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften 

üblicherweise Rückwirkungen auf den Jahresabschluss oder den Lagebericht 

ergeben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z. B. 

Untreuehandlungen oder Unterschlagungen, sowie die Feststellung außerhalb der 

Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten sind grundsätzlich nicht 

Gegenstand einer Abschlussprüfung. Im Verlauf unserer Prüfung haben sich keine 

Anhaltspunkte ergeben, die besondere Untersuchungen in dieser Hinsicht erforder-

lich gemacht hätten. 

Hinsichtlich der rechtlichen Verhältnisse der Gesellschaft verweisen wir auf Anlage IV 

unseres Berichtes. 
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II. ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

Die Prüfungshandlungen haben wir mit Unterbrechungen in der Zeit vom 20. bis 

28. Juni 2022 in den Geschäftsräumen der Gesellschaft in Zielitz sowie am 

2. August 2022 in unseren Büroräumen in Hannover vorgenommen. 

Alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden erbracht. Die Geschäftsführung 

hat uns in einer berufsüblichen Vollständigkeitserklärung vom 2. August 2022 

bestätigt, dass unter Berücksichtigung der maßgebenden Rechnungslegungsgrund-

sätze in dem von uns geprüften Jahresabschluss für 2021 sämtliche bilanzierungs-

pflichtigen Vermögensgegenstände, Schulden (Verpflichtungen, Wagnisse etc.), 

Rechnungsabgrenzungsposten und Sonderposten der Gesellschaft berücksichtigt 

und sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten sowie alle erforderlichen 

Angaben gemacht sind. 

Wir weisen darauf hin, dass die gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung, die 

dazu eingerichteten internen Kontrollen (IKS) und die uns gegenüber gemachten 

Angaben die Verantwortung tragen. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterlagen unter 

Einbeziehung der Buchführung und die gemachten Angaben im Rahmen einer 

pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Unsere Prüfung hat sich nicht darauf erstreckt, ob der Fortbestand des Unternehmens 

oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden 

kann. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses haben wir nach § 317 HGB unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Abschlussprüfungen durchgeführt. Der Prüfung nach § 53 HGrG 

haben wir den Fragenkatalog des Prüfungsstandards 720 des IDW zur Prüfung der 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse 

zugrunde gelegt. 

Danach sind die Prüfungshandlungen vom Abschlussprüfer mit dem erforderlichen 

Maß an Sorgfalt so zu bestimmen, dass unter Beachtung der Grundsätze der 

Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 

das durch den Jahresabschluss und den Lagebericht vermittelte Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 

werden. Damit erfordert die Zielsetzung der Abschlussprüfung regelmäßig keine 

lückenlose Prüfung. Der Umfang der Einzelfallprüfungen bestimmte sich gemäß 

diesen Grundsätzen vielmehr nach den Ergebnissen von Systemprüfungen, der 

Bedeutung des einzelnen Prüfungsgegenstandes für das Gesamturteil und nach dem 

Fehlerrisiko im einzelnen Prüffeld. 
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Auf der Grundlage unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir im Rahmen 

unserer Prüfungsplanung zunächst die Prüfungsstrategie erstellt. Diese basiert auf 

unserem Verständnis des Unternehmens und seines rechtlichen und wirtschaftlichen 

Umfeldes, auf Auskünften der Geschäftsführung über die wesentlichen Ziele, 

Strategien und Geschäftsrisiken, auf analytischen Prüfungshandlungen zur Ein-

schätzung der Prüfungsrisiken, auf einer vorläufigen Einschätzung des allgemeinen 

Internen Kontrollsystems der Gesellschaft und auf der Berücksichtigung von Fest-

stellungen aus der von uns für das Vorjahr durchgeführten Jahresabschlussprüfung. 

Aufgrund des Umfangs der Geschäftstätigkeit und der personellen Ausstattung der 

Gesellschaft ist das Interne Kontrollsystem nur eingeschränkt auf rechnungs-

legungsbezogene Sachverhalte ausgelegt. Die Risikobeurteilung der einzelnen 

Prüffelder erfolgte deshalb aufgrund allgemeiner Einschätzung und der Erkenntnisse 

aus Vorjahresprüfungen. Unter Heranziehung dieser Erkenntnisse haben wir unsere 

Prüfungsstrategie nach Risikogesichtspunkten festgelegt, wobei vermehrt aussage-

bezogene Prüfungshandlungen in Bezug auf die Buchführung, den Jahresabschluss 

und den Lagebericht durchgeführt wurden. 

Im Rahmen unserer Einzelfallprüfungen haben wir Bestätigungen von Kreditinstituten 

sowie von zwei Rechtsanwälten eingeholt. 

Den Lagebericht haben wir unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards 350 n. F. 

daraufhin überprüft, ob er den Grundsätzen der Vollständigkeit, Richtigkeit, Klarheit 

und Übersichtlichkeit entspricht. Darüber hinaus haben wir geprüft, ob die Darstellung 

der Lage des Unternehmens, der wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen 

Entwicklung plausibel ist und mit unseren während der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen übereinstimmt. Die Darstellung der künftigen Entwicklung haben wir 

auf Plausibilität, Widerspruchsfreiheit und Vollständigkeit geprüft. Dabei haben wir 

u. a. die Planungsrechnungen des Unternehmens zugrunde gelegt. 

Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung haben wir im berufsüblichen Rahmen 

Prüfungsergebnisse und Untersuchungen Dritter verwertet. Diese betreffen im 

vorliegenden Fall das Ergebnis eines versicherungsmathematischen Gutachtens zur 

Bestimmung der Höhe der Rückstellung für Pensionen. 
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D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. ORDNUNGSMÄẞIGKEIT DER RECHNUNGSLEGUNG 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Buchführung wurde durch die Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH mit der 

Branchensoftware Immotion der GAP Gesellschaft für Anwenderprogramme und 

Organisationsberatung mbH durchgeführt.  

Die Lohn- und Gehaltsabrechnung erfolgt über das Rechenzentrum für Lohn und 

Gehalt (relog), Magdeburg. 

Eigene Programme werden angabegemäß nicht verwendet. 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die 

Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme nicht gegeben ist. 

Nach unseren Feststellungen sind die buchungspflichtigen Geschäftsvorfälle fort-

laufend, vollständig und zeitnah aufgezeichnet. 

Alle erbetenen Aufklärungen sowie die Bestandsnachweise wurden durch Inventar-

verzeichnisse der Vermögensgegenstände und Schuldposten (Anlagenverzeich-

nisse, Grundbuchauszüge, Verträge, Bestandsprotokolle, Kontoauszüge, Salden-

listen) und sonstige geeignete Unterlagen erbracht. 

Das Belegwesen ist geordnet. 

Die Buchführung entspricht den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grund-

sätze ordnungsmäßiger Buchführung und den Erfordernissen der Gesellschaft. Ihr 

liegt ein ausreichend gegliederter, auf die Tätigkeit der Gesellschaft abgestimmter 

Kontenplan zugrunde. 
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2. Jahresabschluss 

Die Gesellschaft ist eine kleine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB. 

Die Bilanz zum 31. Dezember 2021 und die Gewinn- und Verlustrechnung für das 

Jahr 2021 sind ordnungsgemäß aus dem Buchwerk der Gesellschaft entwickelt und 

ebenso wie der Anhang nach den deutschen handelsrechtlichen Rechnungs-

legungsvorschriften für kleine Kapitalgesellschaften unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und des Gesellschaftsvertrages aufgestellt worden. 

Die Bestimmungen der Verordnung über Formblätter für die Gliederung des 

Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen wurden beachtet. Die Eröffnungs-

bilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem von uns geprüften Vorjahresabschluss 

übernommen. 

Der Ansatz, der Ausweis und die Bewertung der Posten des Jahresabschlusses 

sowie die Angaben im Anhang stehen in Einklang mit den gesetzlichen Vorschriften. 

Der Anhang enthält alle nach den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen Angaben 

und Erläuterungen. 

3. Lagebericht 

Der Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen 

Vorschriften und steht in Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen. Er vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von 

der Lage der Gesellschaft. Die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen 

Entwicklung sind zutreffend dargestellt. 

II. GESAMTAUSSAGE DES JAHRESABSCHLUSSES 

Nach unserer Überzeugung vermittelt der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 

unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gesellschaft. 

Im Berichtsjahr wurden außerplanmäßigen Abschreibungen in Höhe von T€ 100,0 

(Vorjahr: T€ 271,0) auf den niedrigeren beizulegenden Wert für ein Grundstück 

vorgenommen. 

Wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen des Jahresabschlusses sind 

in dem in Anlage I beigefügten Anhang angegeben. Sie entsprechen den auf den 

Vorjahresabschluss angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden. 

Im Übrigen verweisen wir hierzu auch auf die Analyse der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage im Abschnitt D. III. sowie auf die weitergehenden Aufgliederungen und 

Erläuterungen der Posten des Jahresabschlusses in Anlage III. 
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III. ANALYSE DER VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE 

1. Vermögenslage 

Zur Beurteilung der Vermögenslage, wie sie sich aus der Bilanz zum 31. Dezem-

ber 2021 ergibt, haben wir die Bilanzposten gruppenweise nach ihrer Fristigkeit unter 

bzw. über einem Jahr geordnet. Das Anlagevermögen haben wir dabei insgesamt als 

langfristig gebundenes Vermögen erfasst. Das Umlaufvermögen sowie die Rech-

nungsabgrenzungsposten wurden entsprechend den Bindungsfristen als mittel- oder 

kurzfristig eingestuft. Die Rückstellungen wurden - mit Ausnahme der Pensions-

rückstellungen sowie der Rückstellungen für Archivierung - als kurzfristig qualifiziert. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten sowie anderen Kreditgebern haben 

wir als langfristig eingestuft. Die übrigen Verbindlichkeiten haben wir entsprechend 

den Restlaufzeitangaben im Verbindlichkeitenspiegel (Anhang) aufgeteilt. 
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  31.   D e z e m b e r  Verände- 
  2 0 2 1  2 0 2 0  rungen 
  T€  %  T€  %  T€ 

 A k t i v a          

 Mittel- und langfristiger  
Bereich          

 Sachanlagen und 
immaterielle Vermögens-
gegenstände 10.747,6  94,7  10.871,6  95,0  -124,0 

 Finanzanlagen 15,0  0,1  15,0  0,1  0,0 

 Forderungen aus 
Grundstücksverkäufen 0,0  0,0  0,4  0,0  -0,4 

  10.762,6  94,8  10.887,0  95,1  -124,4 

 Kurzfristiger Bereich          

 Unfertige Leistungen 8,3  0,1  0,0  0,0  8,3 

 Übriges Vorratsvermögen 8,5  0,1  6,3  0,1  2,2 

 Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände 20,4  0,2  71,0  0,6  -50,6 

 Liquide Mittel 556,3  4,8  479,2  4,2  77,1 

 Andere Rechnungs-
abgrenzungsposten 2,3  0,0  2,3  0,0  0,0 

  595,8  5,2  558,8  4,9  37,0 

 Bilanzvolumen 11.358,4  100,0  11.445,8  100,0  -87,4 

 P a s s i v a          

 Mittel- und langfristiger  
Bereich          

 Eigenkapital 4.172,8  36,8  3.994,4  34,9  178,4 

 Sonderposten für  
Investitionszulage 654,6  5,8  666,5  5,8  -11,9 

 Fremdkapital 6.330,7  55,7  6.411,1  56,0  -80,4 

 Pensionsrückstellungen  
sowie Rückstellungen für 
Archivierungskosten 35,5  0,3  37,2  0,3  -1,7 

 Andere Rechnungs-
abgrenzungsposten 4,2  0,0  4,7  0,1  -0,5 

  11.197,8  98,6  11.113,9  97,1  83,9 

 Kurzfristiger Bereich          

 Rückstellungen 15,1  0,1  26,8  0,2  -11,7 

 Verbindlichkeiten 136,9  1,2  294,9  2,6  -158,0 

 Andere Rechnungs-
abgrenzungsposten 8,6  0,1  10,2  0,1  -1,6 

  160,6  1,4  331,9  2,9  -171,3 

 Bilanzvolumen 11.358,4  100,0  11.445,8  100,0  -87,4 
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In dieser Darstellung wurden folgende Verrechnungen vorgenommen: 

  31. Dezember 
  2 0 2 1  2 0 2 0 
  T€  T€ 

 Bilanzsumme 11.892,7  11.904,5 

 Erhaltene Anzahlungen mit unfertigen Leistungen -534,3  -458,7 

 Bilanzvolumen laut Vermögenslage 11.358,4  11.445,8 
 

Das Bilanzvolumen hat sich um T€ 87,4, das sind 0,8 %, auf T€ 11.358,4 vermindert. 

Die Verminderung des Vermögens ist im Wesentlichen auf die Reduzierung des 

Anlagevermögens um T€ 124,0 zurückzuführen. 

Die Verminderung des Anlagevermögens um T€ 124,0 resultiert aus den plan-

mäßigen Abschreibungen in Höhe von T€ 262,2, außerplanmäßigen Abschreibungen 

in Höhe von T€ 100,0 sowie Abgängen zu Restbuchwerten in Höhe von € 6,4, denen 

Investitionen in Höhe von T€ 244,6 gegenüberstehen. 

Die Erhöhung des Umlaufvermögens um T€ 37,0 ergibt sich im Wesentlichen aus der 

Zunahme der liquiden Mittel um T€ 77,1, der die Abnahme der Forderungen und 

sonstigen Vermögensgegenstände um T€ 50,6 gegenübersteht. 

Die Forderungen aus Vermietung haben sich um T€ 5,8 auf T€ 11,9 vermindert und 

entsprechen 0,8 % (Vorjahr: 1,3 %) der Sollmiete. 

Auf der Passivseite resultiert das verminderte Bilanzvolumen insbesondere aus der 

Abnahme des langfristigen Fremdkapitals um T€ 80,4 sowie der Verminderung der 

kurzfristigen Verbindlichkeiten um T€ 158,0. Das langfristige Kapital hat sich aufgrund 

der planmäßigen Tilgungen (T€ 443,6) gemindert, denen die Aufnahme eines 

Darlehens von T€ 360,0 sowie die Veränderung der aufgelaufenen Zinsleistungen in 

Höhe von T€ 3,2 gegenüberstehen.  

Gegenläufig wirkt die Zunahme des Eigenkapitals um T€ 178,4 aufgrund des erzielten 

Jahresüberschusses. 

Die Eigenkapitalquote (Anteil des Eigenkapitals am Bilanzvolumen) beträgt 36,8 % 

(Vorjahr: 34,9 %). 

Der Anteil des mittel- und langfristigen Vermögens am Gesamtvermögen (Bilanz-

volumen) verminderte sich von 95,1 % auf 94,8%, der Anteil der mittel- und lang-

fristigen Finanzierung erhöhte sich von 97,1 % auf 98,6 %. 



D O M U S  A G  

- 16 - 

74059 JA 2021 

Nach der herrschenden Bilanzlehre ist das langfristig gebundene Vermögen 

fristenkongruent zu finanzieren. Ausgehend von der Bilanz haben wir deshalb für 

Analysezwecke dem mittel- und langfristig gebundenen Vermögen und dem Eigen-

kapital die bestimmungsgemäß nicht innerhalb eines Jahres fälligen Schuldposten 

gegenübergestellt. Danach ergeben sich für die Bilanzstichtage 31. Dezember 2021 

und 31. Dezember 2020 folgende Finanzierungsstrukturen: 

  31. Dezember  Verände- 
  2 0 2 1  2 0 2 0  rungen 
  T€  T€  T€ 

 Anlagevermögen 10.747,6  10.871,6  -124,0 

 Finanzanlagen 15,0  15,0  0,0 

 Übriges mittelfristiges Umlaufvermögen 0,0  0,4  -0,4 

  10.762,6  10.887,0  -124,4 

 Eigenkapital 4.172,8  3.994,4  178,4 

 Unterdeckung I 6.589,8  6.892,6  -302,8 

 Mittel- und langfristiges Fremdkapital      

 Sonderposten für Investitionszulage 654,6  666,5  -11,9 

 Dauerschulden 6.330,7  6.411,1  -80,4 

 Langfristige Rückstellungen 35,5  37,2  -1,7 

 Andere Rechnungsabgrenzungsposten 4,2  4,7  -0,5 

 Überdeckung II 435,2  226,9  208,3 
 

Die Gegenüberstellung zeigt, dass das Anlagevermögen, die Finanzanlagen und das 

mittel- und langfristig gebundene Umlaufvermögen zu 38,8% (Vorjahr: 36,7 %) durch 

Eigenkapital (Anlagendeckungsgrad I) und, wie im Vorjahr, in vollem Umfang durch 

mittel- und langfristige Mittel (Anlagendeckungsgrad II) finanziert sind. Ergänzend 

weisen wir darauf hin, dass in vorgenannter Überdeckung die planmäßigen Dar-

lehenstilgungen des Folgejahres entsprechend wirtschaftlicher Betrachtungsweise 

als lang- und mittelfristige Fremdmittel eingestuft wurden. 

An den Vermögenswerten der Gesellschaft wurden Dritten Sicherungsrechte in Höhe 

von T€ 3.990,5 in Form von Grundpfandrechten eingeräumt. Weiterhin sind Kredite 

mit einem Volumen von T€ 430,9 (Stichtag: 31. Dezember 2021) durch Ausfall-

bürgschaften der als Gesellschafter beteiligten Gemeinden abgesichert. 

Mittelfristig stehen keine Finanzierungsmittel zur Zinsfestschreibung, Prolongation 

und Umschuldung an. 

Die Vermögenslage und die Finanzierung sind insoweit geordnet. 
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2. Finanzlage 

Zum 31. Dezember 2021 verfügte die Gesellschaft über liquide Mittel in Höhe von 

T€ 556,3. Der Finanzmittelbestand setzt sich aus Barmitteln und täglich fälligen 

Sichteinlagen zusammen. 

Die nachfolgende Kapitalflussrechnung in Anlehnung an DRS 21 macht Herkunft und 

Verwendung der geflossenen Finanzmittel transparent: 

  2 0 2 1  2 0 2 0 
  T€  T€ 

 Laufende Geschäftstätigkeit    

 Jahresüberschuss 178,4  2,1 

 Abschreibungen auf Gegenstände des  
Anlagevermögens 362,2  528,7 

 Zu-/Abnahme der langfristigen Rückstellungen -1,7  -1,6 

 Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge 2,5  2,0 

 Zinsaufwendungen 97,3  115,1 

 Zinserträge -0,1  0,0 

 Veränderungen    

 sonstiger Aktiva 31,3  -32,1 

 sonstiger Passiva -176,9  135,0 

 Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 493,0  749,2 

 Finanzierungstätigkeit    

 Planmäßige Tilgung langfristiger Verbindlichkeiten -443,6  -434,9 

 Cashflow nach planmäßiger Tilgung    

 Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten 360,0  290,0 

 Gezahlte Darlehenszinsen -93,1  -110,6 

 Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -176,7  -255,5 

 Investitionstätigkeit    

 Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlage-
vermögen -244,6  -542,0 

 Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlage-
vermögen 0,0  -15,0 

 Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 
Sachanlagevermögens 5,3  0,0 

 Erhaltene Zinsen 0,1  0,0 

 Cashflow aus Investitionstätigkeit -239,2  -557,0 

 Veränderung des Finanzmittelbestandes 77,1  -63,3 

 Stand 31. Dezember 556,3  479,2 
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Die wohnungswirtschaftliche Darstellung des Cashflows aus der laufenden 

Geschäftstätigkeit stellt sich wie folgt dar: 

  2 0 2 1  2 0 2 0 
  T€  T€ 

 Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 493,0  749,2 

 Gezahlte Zinsen -93,1  -110,6 

 Planmäßige Tilgung -443,6  -434,9 

 Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit nach Zins 
und planmäßiger Tilgung -43,7  203,7 

 
Der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit nach gezahlten Zinsen reichte im 

Berichtsjahr nicht aus, um die planmäßigen Tilgungen langfristiger Verbindlichkeiten 

in voller Höhe (T€ 443,6) zu bedienen. 

Insgesamt ist jedoch festzustellen, dass die Innenfinanzierungskraft der Gesellschaft 

im Wesentlichen durch leerstandsbedingte Erlösschmälerungen beeinträchtigt wird. 

Wir verweisen auf unsere Erläuterungen zu Abschnitt B. I. 2. Entwicklungsbeein-

trächtigende Tatsachen. 
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Zur Beurteilung der kurzfristigen Liquidität geben wir im Folgenden auch eine Gegen-

überstellung einander entsprechender kurzfristiger Vermögens- und Kapitalposten: 

  31. Dezember  Verände- 
  2 0 2 1  2 0 2 0  rungen 
  T€  T€  T€ 

 Liquidität 1. Grades      

 Liquide Mittel 556,3  479,2   

 Veränderung des Bestandes an liquiden 
Mitteln     77,1 

 Liquidität 2. Grades      

 Kurzfristige Forderungen zuzüglich  
Rechnungsabgrenzungsposten 22,7  73,3  -50,6 

 Kurzfristiges Fremdkapital      

 Rückstellungen -15,1  -26,8  11,7 

 Übrige Verbindlichkeiten zuzüglich  
Rechnungsabgrenzungsposten -145,5  -243,8  98,3 

 Überdeckung I 418,4  281,9   

 Veränderung des Nettogeldvermögens     136,5 

 Liquidität 3. Grades      

 Unfertige Leistungen und andere Vorräte 551,1  465,0  86,1 

 Erhaltene Anzahlungen -534,3  -520,0  -14,3 

 Überdeckung II 435,2  226,9   

 Veränderung des Nettoumlaufvermögens     208,3 
 

Bei der vorstehenden Darstellung der Liquiditätslage handelt es sich um eine 

stichtagsbezogene Ermittlung. Die im Laufe des Geschäftsjahres aufgetretenen 

stärkeren oder schwächeren Liquiditätsveränderungen werden dadurch nicht 

aufgezeigt. Die ermittelten Werte sagen jedoch aus, welche trendmäßigen Verände-

rungen der Deckungsgrade zueinander im Zeitablauf eingetreten sind und welche 

Verschiebungen zwischen den beiden Bilanzstichtagen vorliegen. Die Liquiditäts-

rechnung zeigt, dass das kurzfristige Fremdkapital zum Bilanzstichtag in vollem 

Umfang durch liquide Mittel und kurzfristig realisierbare Forderungen gedeckt ist. 

Nach Einbezug der unfertigen Leistungen und anderen Vorräten sowie der darauf 

entfallenden erhaltenen Anzahlungen ergibt sich eine Überdeckung des „Working 

capital“ (Nettoumlaufvermögen) von T€ 435,2. 
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Wir weisen darauf hin, dass im Rahmen der Beurteilung der Liquiditätsüberdeckung 

von T€ 435,2 zu berücksichtigen ist, dass hierbei entsprechend der Darstellung im 

Lagebericht die Tilgungen des Folgejahres in Höhe von T€ 485,1 nicht enthalten sind, 

da diese bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise aus dem laufenden Liquiditäts-

ergebnis des Folgejahres zu decken sind. Darüber hinaus ist der Stand der liquiden 

Mittel durch Zahlungsmitteleingänge beeinflusst, die zweckgebunden für Investitionen 

in das Sachanlagevermögen zu verwenden sind. 

Die Gesellschaft war für den Zeitraum bis zum Prüfungsende (28. Juni 2022) in der 

Lage, ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 

Nach der Unternehmensplanung für den Zeitraum 2022 bis 2026 werden Instand-

haltungsmaßnahmen in Höhe von lediglich € 8,80 je m² bis € 9,00 je m² bzw. unter 

zusätzlicher Berücksichtigung eigener Leistungen von ca. € 9,80 je m² Wohn-

fläche p. a. geplant. Die Instandhaltungskostenpauschalen der Zweiten Berech-

nungsverordnung werden insoweit teilweise unterschritten. 

Wir weisen darauf hin, dass die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft für den Planungs-

zeitraum unter Berücksichtigung der aus Eigenmittelanteilen zu finanzierenden 

(aktivierungspflichtigen) Investitionen und dem beabsichtigten niedrigen Instand-

haltungsniveau bei restriktiver Ausgabenpolitik nur geringe Gestaltungsräume für 

unvorhersehbare Geschäftsvorfälle zulässt. 

Wir verweisen auf Abschnitt B. Grundsätzliche Feststellungen. 
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3. Ertragslage 

Nach betrieblichen Gesichtspunkten zusammengefasst zeigt die Ertragslage nach-

folgendes Bild: 

  2 0 2 1  2 0 2 0  Verände- 
rungen 

  T€  %  T€  %  T€ 

 Umsatzerlöse aus der 
Hausbewirtschaftung 1.627,6  93,0  1.618,1  97,7  9,5 

 Andere Umsatzerlöse und 
Erträge 38,3  2,2  67,5  4,0  -29,2 

 Bestandsveränderung 83,9  4,8  -28,6  -1,7  112,5 

  1.749,8  100,0  1.657,0  100,0  92,8 

 Betriebskosten und 
Grundsteuer -618,3  -35,3  -531,4  -32,1  -86,9 

 Instandhaltungsaufwand -203,3  -11,6  -196,1  -11,8  -7,2 

 Personalaufwendungen -201,2  -11,5  -192,4  -11,6  -8,8 

 Abschreibungen -362,2  -20,7  -528,7  -31,8  166,5 

 Zinsaufwand -97,3  -5,6  -115,1  -7,0  17,8 

 Übrige Aufwendungen -89,2  -5,1  -91,2  -5,6  2,0 

  -1.571,5  -89,8  -1.654,9  -99,9  83,4 

 Betriebsergebnis 178,3  10,2  2,1  0,1  176,2 

 Zinsergebnis 0,1    0,0    0,1 

 Jahresergebnis 178,4    2,1    176,3 
 

Die Ertragslage der Gesellschaft weist für das Berichtsjahr einen Jahresüberschuss 

von T€ 178,4 aus. Das Ergebnis hat sich gegenüber dem Vorjahr (Jahresüberschuss 

T€ 2,1) um T€ 176,3 verbessert. Maßgeblich für die Ergebnisentwicklung ist die 

Erhöhung des Betriebsergebnisses um T€ 176,2 auf T€ 178,3. Innerhalb des 

Betriebsergebnisses hat sich die Betriebsleistung um T€ 92,8 erhöht bei gleichzeitiger 

Verminderung der Betriebsaufwendungen um T€ 83,4. 

Ursächlich für die Erhöhung des Betriebsergebnisses sind im Wesentlichen die um 

T€ 166,5 auf T€ 362,2 verminderten Abschreibungen. Dieses resultiert im Wesent-

lichen durch im Berichtsjahr vorgenommene geringere außerplanmäßige Abschrei-

bungen in Höhe von T€ 100,0 (Vorjahr: T€ 271,0).  
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Nach dem Erfolgsplan 2022 bis 2026 erwartet die Gesellschaft (unter Berück-

sichtigung geringer Instandhaltungskosten und einer restriktiven Ausgabenpolitik) 

nachstehende Jahresergebnisse: 

  T€ 

 2022: Jahresüberschuss 222,2 

 2023: Jahresüberschuss 227,6 

 2024: Jahresüberschuss 223,0 

 2025: Jahresüberschuss 223,6 

 2026: Jahresüberschuss 224,4 
 

Wir verweisen auf Abschnitt B. Grundsätzliche Feststellungen. 

E. FESTSTELLUNGEN AUS ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGES 

FESTSTELLUNGEN IM RAHMEN DER PRÜFUNG NACH § 53 HAUSHALTS-

GRUNDSÄTZEGESETZ (HGrG) 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 HGrG und den Prüfungsstandard des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) zur 

Prüfung von Unternehmen nach § 53 HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir 

auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen Sorgfalt 

und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften, den 

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und der Geschäftsordnung für die 

Geschäftsführung geführt worden sind. 

Über die in dem vorliegenden Bericht und in der Anlage IX gebrachten Feststellungen 

hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach unserer 

Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von 

Bedeutung sind. 

Zur wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft verweisen wir auf Abschnitt B. Grund-

sätzliche Feststellungen. 
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F. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 

2. August 2022 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES 

LAGEBERICHTS 

Prüfungsurteile 

Wir haben den Jahresabschluss der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH 

- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und 

Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 

sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 

Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2021 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften 

und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2021 sowie 

ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-

ber 2021 und 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 

Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen 

Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen 

Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Über-

einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 

(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist 

im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-

abschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 

beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben 

unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-

nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-

urteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den  

Jahresabschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahres-

abschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrecht-

lichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die 

gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-

wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 

der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Dar-

stellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür 

verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmens-

tätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-

sammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, 

anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 

Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegen-

stehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lage-

berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der 

zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 

verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig 

erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den 

anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 

ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 

können. 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lage-

berichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahres-

abschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - 

falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang 

steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 

der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht 

beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten 

resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 

werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen 

von Adressaten beeinflussen. 



D O M U S  A G  

- 26 - 

74059 JA 2021 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine 

kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

‐ identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder 

unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lage-

bericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken 

durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, 

um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 

wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen 

höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

‐ gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses 

relevanten Internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts 

relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, 

die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem 

Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft 

abzugeben. 

‐ beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den 

gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammen-

hängenden Angaben. 

‐ ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetz-

lichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung 

der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-

nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 

oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der 

Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls 

wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind 

wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 

Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese 

Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. 

Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 

unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesell-

schaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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‐ beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahres-

abschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die 

zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 

Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

‐ beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 

Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des 

Unternehmens. 

‐ führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dar-

gestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis 

ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere 

die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 

gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ab-

leitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-

ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 

zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 

unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunfts-

orientierten Angaben abweichen. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den 

geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 

Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, 

die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 

Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Grundätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschluss-

prüfungen. 

Hannover, den 2. August 2022 

 DOMUS AG 

 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
 Steuerberatungsgesellschaft 
 Zweigniederlassung Hannover 
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Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH, Zielitz

Gewinn- und Verlustrechnung 
für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2021

Vorjahr
€ € €

1. Umsatzerlöse
a) aus der Hausbewirtschaftung 1.627.643,60 1.618.121,20
b) aus anderen Lieferungen und Leistungen 0,00 1.627.643,60 699,29

2. Erhöhung/Verminderung des Bestandes
an unfertigen Leistungen 83.873,88 -28.561,23

3. Sonstige betriebliche Erträge 38.303,30 66.756,33

4. Aufwendungen für bezogene Lieferungen
und Leistungen
Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 797.496,29 700.485,86

5. Rohergebnis 952.324,49 956.529,73

6. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 157.967,45 151.795,48
b) soziale Abgaben und Aufwendungen

für Altersversorgung
davon für Altersversorgung: € 3.847,48

(Vorjahr: € 3.635,48) 43.190,44 201.157,89 40.620,19

7. Abschreibungen auf immaterielle Vermö-
gensgegenstände des Anlagevermögens
und Sachanlagen 362.186,66 528.697,76

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 81.393,35 86.388,18

9. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 52,15 0,00

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen
davon aus Aufzinsung: € 648,00

(Vorjahr: € 820,00) 97.304,66 115.106,61

11. Ergebnis nach Steuern vom Einkommen 210.334,08 33.921,51
und vom Ertrag

12. Sonstige Steuern 31.888,56 31.806,95

13. Jahresüberschuss 178.445,52 2.114,56
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  Anhang 
  für das Geschäftsjahr 2021 

A. Allgemeine Angaben

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Zielitz und ist eingetragen in das Handelsregister beim
Amtsgericht Stendal unter der Nummer HRB 107590.

Der Jahresabschluss der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH für das Geschäftsjahr 2021 ist
nach den für kleine Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des HGB in der Fassung des
BilRUG (Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz) aufgestellt worden.

Die Gliederung von Bilanz und der Gewinn- u. Verlustrechnung richten sich nach dem für die
Wohnungsunternehmen vorgeschriebenen Formblatt.

Für die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenverfahren gewählt.

B. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden wurde von der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit ausgegangen.

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden haben sich gegenüber dem Vorjahr nicht
verändert.

Im Einzelnen sind folgende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zur Anwendung gelangt:

Als Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind die Werte der D-Markeröffnungsbilanz zum
1. Juli 1990 bzw. die Anschaffungs- oder Herstellungskosten gemäß § 255 HGB zu Grunde
gelegt.

 Anlagevermögen 

Die Bewertung der immateriellen Vermögensgegenstände erfolgt zu den fortgeführten 
Anschaffungskosten. Es wurden lineare Abschreibungen von 33,3 % p. a. vorgenommen. 

Das gesamte Sachanlagevermögen wurde zu fortgeführten Anschaffungs- oder Herstellungs- 
kosten unter Berücksichtigung von ggf. vorliegenden Wertminderungen bewertet. 
Fremdkapitalzinsen wurden nicht aktiviert.  

Die Wohnbauten wurden nach der Restnutzungsdauermethode abgeschrieben. Es wurde eine 
Nutzungsdauer von 80 Jahren angenommen. Somit beträgt die Abschreibung 1,25 % p. a. 
Nachträgliche Herstellungskosten wurden grundsätzlich auf die Restnutzungsdauer der 
Gebäude verteilt. 
Für den Neubau „Am Mühlenberg 9“, welcher zum 01.April 2021 fertiggestellt wurde, wird  
abweichend eine Restnutzungsdauer über 50 Jahre angesetzt. 

Außenanlagen werden linear über 10 Jahre abgeschrieben. Für die Sanierungsmaßnahme 
Friedensring 9 - 11, welche im Oktober 2017 abgeschlossen wurde, erfolgt die Abschreibung 
abweichend über 15 Jahre. 

Anlage I
Seite 3



    Anhang 

Im Geschäftsjahr 2021 wurden außerplanmäßige Abschreibungen gemäß § 253 Abs. 3 
Satz 5 HGB in Höhe von EUR 100.000,00 vorgenommen (Vorjahr EUR 271.000,00). Es 
erfolgten wie im Vorjahr keine Zuschreibungen.  

Auf Geschäfts- und andere Bauten erfolgten Abschreibungen von mindestens 1,25 % p. a. 

Bei der Betriebs- und Geschäftsausstattung erfolgt die lineare Abschreibung unter 
Zugrundelegung von Abschreibungssätzen von 6 bis 33 % p.a. 

Bewegliche geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten bis EUR 800,00 
(bis 31. Dezember 2017: Anschaffungskosten bis EUR 400,00) wurden im Jahr der 
Anschaffung voll abgeschrieben. 

Im März des Geschäftsjahres 2021 wurde der Neubau einer seniorengerechten Wohnanlage 
mit 10 Wohneinheiten „Am Mühlenberg 9“ in Zielitz abgeschlossen. Hier sind nochmal Kosten 
in Höhe von TEUR 241,9 (Vorjahr: EUR 534,2) entstanden. Die Gesamtkosten in Höhe von 
EUR 776,1 wurden per 01. April 2021 von der Position „Anlagen im Bau“ in die „Anschaffungs- 
und Herstellungskosten“ gebucht. 

Umlaufvermögen 

Die zum Verkauf bestimmten Grundstücke und anderen Vorräte werden zu Anschaffungs- 
bzw. Herstellungskosten unter Beachtung des Niederstwertprinzips aktiviert. 

Die unfertigen Leistungen wurden, wie im Vorjahr leerstandsbedingt in Höhe von TEUR 74,8 
pauschal wertberichtigt. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände werden zu Nominalbeträgen 
bilanziert. Erkennbare Einzelrisiken werden durch Abschreibungen und angemessene 
Einzelwertberichtigungen berücksichtigt. 

Der Kassenbestand und die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert bzw. Nominal- 
betrag angesetzt. 

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten enthält im Voraus gezahlte Aufwendungen. 

Rückstellungen 

Die Höhe der Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurde auf der 
Grundlage der Richttafeln 2018 G von Heubeck nach dem Anwartschaftsbarwertverfahren 
berechnet. Für laufende Pensionen wurde die Teilwertmethode herangezogen.  

Die Pensionsrückstellung wurde mit dem durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 
10 Jahre und einer Restlaufzeit von pauschal 15 Jahren gebildet. Die Berechnung in der 
Handelsbilanz erfolgte mit einem Zinssatz von 1,87 % und einem Rententrend von 1,0 %, bei  

Anlage I
Seite 4



    Anhang 

einer rechnerischen Altersgrenze von 65 Jahren. Es wurde eine Abzinsung in Höhe von 
EUR 648,00 berechnet. Der Abzinsungssatz bei einem Jahresdurchschnitt von 7 Jahren 
beträgt 1,35 %. Eine Insolvenzsicherung besteht nicht. 

Die sonstigen passivierungspflichtigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren 
Risiken und ungewissen Verpflichtungen und wurden gemäß § 249 Abs. 1 S. 1 HGB i. V. m. 
§ 253 HGB in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen
Erfüllungsbetrages angesetzt.

Verbindlichkeiten 

Die Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag passiviert. 

Passiver Rechnungsabgrenzungsposten 

Der Rechnungsabgrenzungsposten enthält Einnahmen, die im Voraus bezahlt worden sind. 

C. Erläuterungen zur Bilanz und zur Gewinn- und Verlustrechnung

I. Bilanz

1. Entwicklung Anlagevermögen

Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens sind auf der Seite 8 des 
Anhangs dargestellt. 

2. Umlaufvermögen

In der Position „Unfertige Leistungen“ sind EUR 542.546,92 (Vorjahr: EUR 458.673,04) noch 
nicht abgerechnete Heiz- und Betriebskosten enthalten. 

Die Position „Sonstige Vermögensgegenstände“ in Höhe von EUR 8.077,13 (Vorjahr: EUR 
46.130,88) beinhaltet im Wesentlichen Forderungen aus der Hausbewirtschaftung sowie 
Rechnungen an Dritte.  

Die Forderungen aus Grundstücksverkauf betragen per 31.Dezember 2021 EUR 400,00 
(Vorjahr EUR 7.600,00). 

3. Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten

Der Rechnungsabgrenzungsposten enthält im Voraus gezahlte Kraftfahrzeugsteuer in Höhe 
von EUR 266,58 sowie den Kapitaldienst für ein Darlehen des BHW in Höhe von EUR 
2.053,67 für die Leistungsrate Januar 2022.  

Anlage I
Seite 5
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4. Gezeichnetes Kapital

Das gezeichnete Kapital (TEUR 562,7) ist entsprechend dem Beschluss der 
Gesellschafterversammlung vom 27. August 2002 und vom 4. November 2002 ausgewiesen. 
Die Eintragung in das Handelsregister ist am 2. Dezember 2002 erfolgt.  

5. Verlustvortrag

Auf Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 29. September 2021 wurde der 
Jahresgewinn 2020 in Höhe von EUR 2.114,56 auf neue Rechnung vorgetragen. 

6. Sonderposten

Sonderposten Investitionszuschuss   TEUR 

Stand  1. Januar 2020   666,5 

Auflösung -11,9

Stand  31. Dezember 2020 654,6

Der Sonderposten wird entsprechend der Restnutzungsdauer des begünstigten Gebäudes 
nach Fertigstellung im Geschäftsjahr 2017 jährlich aufgelöst. 

7. Rückstellungen

Pensionsrückstellungen bestehen für den ehemaligen Geschäftsführer. 

Für die Bildung der Pensionsrückstellung liegt ein versicherungsmathematisches Gutachten  
vor. 

Aus der Anpassung der Pensionsrückstellungen zum 31. Dezember 2021 ergab sich ein 
Zuführungsbedarf von TEUR 4,5. Der darin enthaltene Zinsanteil beträgt TEUR 0,6. Lohn- und 
Gehaltssteigerungen sind entsprechend der getroffenen Vereinbarungen nicht berücksichtigt. 

Bei der Pensionsrückstellung besteht zwischen dem Ansatz der Rückstellung nach Maßgabe 
des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen zehn 
Geschäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellung nach Maßgabe des entsprechenden 
durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sieben Geschäftsjahren ein 
Unterschiedsbetrag in Höhe von EUR 601. 
Dieser abzinsungsbedingte Unterschied ist gemäß § 253 Abs. 6 Satz 2 HGB für die Aus-
schüttung gesperrt. 

Sonstige Rückstellungen 

Die sonstigen Rückstellungen betreffen die Hausbewirtschaftung, die Prüfung des 
Jahresabschlusses, Steuerberatung sowie die Archivierung. Die Archivierungskosten wurden 
wegen Geringfügigkeit nicht abgezinst. 

Sämtliche anderen Rückstellungen haben eine Restlaufzeit kleiner ein Jahr und werden nicht 
abgezinst.  
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 Anhang 

8. Verbindlichkeiten

Die Zusammensetzung der Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie deren Besicherung sind 
auf der Seite 9 dargestellt.  
Sonstige Verbindlichkeiten bestanden zum Ende des Geschäftsjahres 2021 wie im Vorjahr 
nicht.  

9. Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern

Zum 31. Dezember 2021 bestanden Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern aus der 
Ausreichung von Krediten. 

Die Verbindlichkeiten betrugen    EUR 1.883.560,84  (Vorjahr: EUR 2.064.253,10) 

Der Ausweis erfolgt in der Bilanz zum 31. Dezember 2021 unter dem Posten 
„Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern“.  

II. Angaben und Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlöse 

Periodenfremde Erträge 

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten u.a. folgende periodenfremde Erträge: 

EUR Vorjahr EUR
Abgeschriebene Mietforderungen 6.389,21 2.272,21
Aufwandsminderung früherer Jahre 157,10 6.687,30
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 5.117,79 11.112,09
Auflösung Sonderposten Zuschuss 11.901,00 11.901,00
Erträge aus Ausbuchung Verbindlichkeiten 2.569,53 3.629,10
Erträge aus Anlageverkäufen 0,00 0,00

26.134,63 35.601,70

Darüber hinaus beinhalten die sonstigen betrieblichen Erträge wie im Vorjahr keine Zuschüsse 
aus dem Programm Stadtumbau Ost für Abriss und Rückbau. 

Im Geschäftsjahr 2021 wurden wie im Vorjahr keine Tilgungszuschüsse ausgewiesen. 

Periodenfremde Aufwendungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten u.a. folgende periodenfremde  
Aufwendungen: 

EUR
Vorjahr 

EUR
Abschreibung auf Forderungen 3.904,33 5.630,45

Anlage I
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 Anhang 

Die Abschreibungen auf Sachanlagen beinhalten im Geschäftsjahr 2021 außerplanmäßige 
Abschreibungen für das Wohngebäude Friedensring 15 – 17 in Zielitz in Höhe von EUR 
100.000,00 (VJ: EUR 271.000,00). Diese Abschreibung erfolgte gemäß § 253 Abs. 3 Satz 5 
HGB auf Grund einer leerstandsbedingten dauerhaften Wertminderung. 

Haftungsverhältnisse  

Im Berichtsjahr bestanden keine Haftungsverhältnisse. 

Angaben zu sonstigen finanziellen Verpflichtungen 

Es bestehen finanzielle Verpflichtungen aus Leasingverträgen in Höhe von 
EUR 38.499,06 p. a. 

D. Sonstige Angaben

Angaben der durchschnittlichen Arbeitnehmerzahl

Im Geschäftsjahr 2021 waren, einschließlich der Geschäftsführung, im Durchschnitt
4 Arbeitnehmer beschäftigt.

Organe der Gesellschaft

Geschäftsführung

Geschäftsführerin ist

Gabriele Helzel, Farsleben, Fachwirtin in der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft.

Unter Inanspruchnahme von § 288 HGB wurde auf die Angabe gemäß § 285 Abs. 9a HGB
verzichtet.

Aufsichtsrat

Burkhard Rayling      Aufsichtsratsvorsitzender, Rechtsanwalt
Annette Rettig Abteilungsleiterin Privatkunden Sparkasse
Wolfgang Parzanka i.R.

Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrates betrugen im Geschäftsjahr 2021 EUR 2.914,23 
(Vorjahr:  EUR 2.863,10). 

Gesellschafterversammlung 

Dyrk Ruffer Bürgermeister der Gemeinde Zielitz 
Marlies Cassuhn Bürgermeister der Stadt Wolmirstedt 
Bettina Roggisch Bürgermeisterin der Gemeinde  

Loitsche-Heinrichsberg 
Hans Hirche  Bürgermeister der Gemeinde Westheide  
Eckhard Liebrecht bis 10.Oktober.2021 Bürgermeister der Gemeinde Colbitz 
Ralf Ganzer ab 11.Oktober 2021 Bürgermeister der Gemeinde Colbitz 
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 Anhang 

E. Weitere Angaben

Im April des Jahres 2021 wurde die seniorengerechte Wohnanlage mit 10 Wohneinheiten in 
Zielitz, Am Mühlenberg 9, fertiggestellt. Vom Darlehen in Gesamthöhe von TEUR 650,0, 
welches bereits im Geschäftsjahr 2020 mit einem Zinssatz in Höhe von 0,95 % aufgenommen 
wurde, erfolgte im Geschäftsjahr 2021 die Restabforderung über TEUR 360,0. Die 
Gesamtkosten der Maßnahme betrugen TEUR 776,1 wovon TEUR 241,9 für das Jahr 2021 
verbucht wurden. 
Die Finanzierung für diesen Neubau erfolgte über die GLS Genossenschaftsbank. Im Rahmen 
dieses Vertrages war die Aufnahme einer Mitgliedschaft gebunden. Unter der Bilanzposition 
„Beteiligung GLS-Bank“ werden die Genossenschaftsanteile in Höhe von TEUR 15,0 geführt.  

Gewinnverwendung 

Das Geschäftsjahr schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe von EUR 178.445,52. Wir 
empfehlen der Gesellschafterversammlung, den Bilanzgewinn auf neue Rechnung 
vorzutragen. 

Nachtragsbericht 

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine führt mit seinem Ausbruch am 24. Februar 2022 zu 
wachsenden gesellschaftlichen Herausforderungen und wirtschaftlichen Einschränkungen mit 
entsprechenden Folgen für Deutschland. Diese Folgen können sich auch schon kurzfristig ne-
gativ auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH  in 
Gestalt von Mietausfällen, nachteiligen Änderungen auf den Kapitalmärkten (Kreditversorgung 
durch Banken), gestiegenen Einkaufspreisen für Energieträger, der Unterbrechung von 
Lieferketten (Lieferengpässe bei verschiedenen Baumaterialien) oder aus Cyberangriffen 
niederschlagen.  
Angaben zum tatsächlichen Einfluss des Ukraine-Kriegs auf die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage sind zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses nicht verlässlich möglich. 

Weitere Vorgänge, die Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben 
oder für den Fortbestand der Gesellschaft von Bedeutung sind, sind nach dem Schluss des 
Geschäftsjahres 2021 nicht eingetreten. 

Zielitz, den 20. Juni 2022 

Helzel  
Geschäftsführerin 
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LAGEBERICHT 
der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH  

für das Geschäftsjahr 2021 

A. Grundlagen des Unternehmens

Die Gesellschaft mit Sitz in Zielitz ist im Handelsregister beim Amtsgericht Stendal unter der 
Nummer HRB 107590 eingetragen.  

Die gesellschaftlichen Verhältnisse der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH sind in dem unter 
dem Datum 29. April 1994 der Umwandlungserklärung notariell beglaubigten Gesellschafts-
vertrag, eingetragen am 28.07.1994, geregelt. Der Gesellschaftsvertrag wurde zuletzt durch 
Beschluss der Gesellschafterversammlung am 6. Oktober 2014 neu gefasst und am 
10. Oktober 2014 in das Handelsregister eingetragen.

Der Zweck des Unternehmens ist die Bereitstellung von Wohnraum für breite 
Bevölkerungsschichten zu wirtschaftlich vertretbaren Bedingungen. 

Die Gesellschaft kann Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen errichten, erwerben, 
bewirtschaften und betreuen. Sie kann alle im Bereich der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft, des Städtebaus und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben übernehmen. 
Hierzu gehören soziale, wirtschaftliche und kulturelle Einrichtungen sowie 
Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrichtungen, Läden und Räume für Gewerbetreibende und 
Dienstleistungen. 

Die Gesellschaft ist berechtigt Zweigniederlassungen zu errichten, andere Unternehmen zu 
erwerben oder sich an solchen zu beteiligen. Sie darf auch sonstige Geschäfte betreiben, 
sofern diese dem mittelbaren oder unmittelbaren Gesellschaftszweck dienlich sind. 

B. Wirtschaftsbericht *

1. Rahmenbedingungen/Gesamtwirtschaftliche und voraussichtliche Entwicklung

Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im Jahr 2021 nach ersten Berechnungen 
des Statistischen Bundesamtes (Destatis) um 2,7 % höher als im Jahr 2020. Die konjunkturelle 
Entwicklung wurde auch im Jahr 2021 stark geprägt vom Corona-Infektionsgeschehen und den 
damit einhergehenden Schutzmaßnahmen. Trotz der andauernden Pandemiesituation und 
zunehmender Liefer- und Materialengpässe konnte sich die deutsche Wirtschaft nach dem 
Einbruch im Vorjahr erholen, wenngleich die Wirtschaftsleistung das Vorkrisenniveau noch nicht 
wieder erreicht hat. Im Vergleich zum Jahr 2019, dem Jahr vor Beginn der Corona-Pandemie, 
war das BIP 2021 noch um 2,0 % niedriger. 

Die preisbereinigte Bruttowertschöpfung stieg im verarbeitenden Gewerbe deutlich um 4,4 % 
gegenüber dem Vorjahr. Auch die meisten Dienstleistungsbereiche verzeichneten gegenüber 
2020 merkliche Zuwächse. So nahm die Wirtschaftsleistung der Unternehmensdienstleister, zu 
denen Forschung und Entwicklung, Rechts- und Steuerberater sowie Ingenieurbüros zählen, 
um 5,4 % zu. Im zusammengefassten Wirtschaftsbereich Handel, Verkehr und Gastgewerbe fiel 
das Wirtschaftswachstum aufgrund der anhaltenden pandemiebedingten Einschränkungen mit 
einem Plus von 3,0 % etwas verhaltener aus. Lediglich im Baugewerbe, in dem die Corona-
Pandemie im Jahr 2020 keine sichtbaren Spuren hinterlassen hatte, ging die 
Wirtschaftsleistung 2021 gegenüber 2020 leicht um 0,4 % zurück. 

*Informationen erfolgten durch den Verband der Wohnungswirtschaft Sachsen-Anhalt e.V. Telegramm 03/2022 
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Die preisbereinigten privaten Konsumausgaben stabilisierten sich 2021 auf dem niedrigen 
Niveau des Vorjahres und sind damit noch weit von ihrem Vorkrisenniveau entfernt. Die 
Konsumausgaben des Staates waren auch im Jahr 2021 eine Wachstumsstütze der deutschen 
Wirtschaft. Sie stiegen trotz des bereits hohen Vorjahresniveaus im zweiten Jahr der Corona-
Pandemie preisbereinigt um weitere 3,4 %. Der Staat gab vor allem mehr Geld aus, um die im 
Frühjahr 2021 flächendeckend eingeführten kostenlosen Antigen-Schnelltests und die Corona-
Impfstoffe zu beschaffen sowie Test- und Impfzentren zu betreiben. 

Der Außenhandel erholte sich 2021 von den starken Rückgängen im Vorjahr. Deutschland 
exportierte preisbereinigt 9,4 % mehr Waren und Dienstleistungen ins Ausland als 2020. Die 
Importe legten gleichzeitig um preisbereinigt 8,6 % zu. Damit lag der Außenhandel 
Deutschlands 2021 nur noch leicht unter dem Niveau des Jahres 2019. 

Die Wirtschaftsleistung wurde im Jahresdurchschnitt 2021 von 44,9 Millionen Erwerbstätigen 
mit Arbeitsort in Deutschland erbracht. Das waren etwa genauso viele Erwerbstätige wie im 
Vorjahr. Allerdings arbeiteten viele Erwerbstätige nun in anderen Wirtschaftsbereichen oder 
anderen Beschäftigungsverhältnissen als zuvor. Die Zahl geringfügig Beschäftigter und 
Selbstständiger nahm 2021 weiter ab, während mehr Erwerbstätige sozialversicherungspflichtig 
beschäftigt waren. 

Die staatlichen Haushalte beendeten das Jahr 2021 nach vorläufigen Berechnungen mit einem 
Finanzierungsdefizit von 153,9 Milliarden Euro. Das war noch etwas mehr als im Jahr 2020 mit 
145,2 Milliarden Euro und das zweithöchste Defizit seit der deutschen Vereinigung.  

Die deutsche Bauwirtschaft erweist sich gegenüber den wirtschaftlichen Ausschlägen der 
Corona-Pandemie als weitgehend resistent und bleibt auf Wachstumskurs. Die Nachfrage 
insbesondere nach Wohnraum bleibt ungebrochen, obwohl die Preise für Bauleistungen nach 
oben schießen. Der Preisanstieg trug maßgeblich dazu bei, dass das nominale Bauvolumen 
nach Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) im 
abgelaufenen Jahr um rund zehn Prozent auf einen historischen Höchstwert von 488 Milliarden 
Euro kletterte, was einem Anteil von knapp 15 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
entspricht. In diesem Jahr wird die Bauleistung voraussichtlich um weitere fast 13 Prozent und 
im kommenden Jahr um gut sechs Prozent zulegen. Preisbereinigt bleibt für 2022 und 2023 
immer noch ein Zuwachs von jeweils rund drei Prozent. Die besonderen Kapazitätsengpässe 
und der hohe Nachfragedruck machen die Bauwirtschaft aber auch zu einem Treiber der 
Inflation. 

Der Wunsch nach den eigenen vier Wänden bleibt trotz steigender Produzentenpreise 
ungebrochen: Dank geringer Zinsen für Baufinanzierungen und der in der konsumarmen 
Corona-Zeit gestiegenen Ersparnisse dürften viele Haushalte ins Eigenheim investieren. In 
diesem Jahr wird wohl wieder mehr gebaut und verstärkt die Modernisierung bestehender 
Immobilien in Angriff genommen. 

Der Wohnungsneubau dürfte mit Blick auf die Umsätze auch im laufenden und im kommenden 
Jahr florieren. Nach einem Plus von gut zehn Prozent im abgelaufenen Jahr wird sich der 
nominale Zuwachs in diesem Jahr voraussichtlich auf dieselbe Größenordnung belaufen. Da 
allerdings die Preissteigerungen in ähnlicher Größenordnung liegen, dürfte die reale 
Neubauleistung kaum steigen.  

Die Preise für den Neubau konventionell gefertigter Wohngebäude in Deutschland sind nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes (Destatis) im November 2021 um 14,4 % gegenüber 
November 2020 gestiegen. Dies ist der höchste Anstieg der Baupreise gegenüber einem 
Vorjahr seit August 1970 (+17,0 % gegenüber August 1969). Auf den Anstieg der Baupreise 
wirkten sich neben dem Basiseffekt durch die befristete Mehrwertsteuersenkung im 2. Halbjahr 
2020 zusätzlich die stark gestiegenen Materialpreise aus. Ohne die Mehrwertsteuersenkung 
hätte der Preisanstieg rein rechnerisch immer noch 11,6 % betragen. 
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Seit dem 24. Februar 2022 führt Russland Krieg gegen die Ukraine. Auch in Deutschland wird 
dies aller Voraussicht nach zu Folgen und deutlichen Einschnitten im Wirtschaftsleben und in 
der Gesellschaft führen. Von einer Verschlechterung der gesamtwirtschaftlichen Lage ist daher 
auszugehen. Die konkreten Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft, aber auch auf die 
Immobilienbranche können noch nicht verlässlich abgeschätzt werden. Es ist jedoch mit Be-
einträchtigungen der Wirtschaftsstruktur, verschlechterten Finanzierungsbedingungen sowie 
geringeren Investitionen und Kaufzurückhaltung zu rechnen. Zudem kommt es in Folge des 
Ukraine-Kriegs zu verstärkten Fluchtbewegungen auch nach Deutschland und demzufolge un-
ter anderem zur Notwendigkeit, diese Menschen mit dem Lebensnotwendigsten, u. a. mit an-
gemessenem Wohnraum, zu versorgen. 

Daten und Fakten des Landes Sachsen-Anhalt 

Wie das Statistische Landesamt Sachsen-Anhalt mitteilte, ging das Bruttoinlandsprodukt, der 
Wert aller hergestellten Waren und Dienstleistungen im 1. Halbjahr 2021 preisbereinigt um 0,1 
% gegenüber dem Vorjahreszeitraum, zurück. Die Veränderungsraten des 
Bruttoinlandsproduktes der Bundesländer reichten von -0,4 % bis +5,5 %. Insbesondere jene 
Bundesländer, die im 1. Halbjahr 2020 besonders große Rückgänge hatten, verzeichneten 
hohe Wachstumsraten bei der Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes.  

Die pandemiebedingten Maßnahmen belasten zahlreiche Unternehmen auch bei uns schwer. 
Dennoch ist die Wirtschaft in Sachsen-Anhalt aufgrund der Corona-Pandemie weniger stark 
eingebrochen als in anderen Bundesländern. Während einige Branchen wie die 
Tourismuswirtschaft, das Gastgewerbe oder der Dienstleistungssektor stark unter der Krise 
gelitten haben, gab es in anderen Bereichen sogar Zuwächse.  

Die Preise für den Neubau konventionell gefertigter Wohngebäude haben sich im November 
2021 um 15,5 % zum Vorjahresmonat erhöht. Der Indexstand betrug 133,3 (Basis: 2015 = 100). 
Damit stieg der Index auf einen Stand, der seit Einführung der Messung im Jahr 1991 noch nie 
erreicht wurde. Im Vergleich zum Vorberichtszeitraum (August 2021) erhöhte sich der Index um 
1,5 %. 

Von Januar bis Juni 2021 wurden in Sachsen-Anhalt 2.795 zum Bau freigegebene 
Hochbauvorhaben im Wohn- und Nichtwohnbau registriert. Das waren 557 Bauvorhaben mehr 
als in den ersten 6 Monaten des Vorjahres, so das Statistische Landesamt. Die Zahl umfasst 
sowohl Baugenehmigungen als auch Fälle aus dem Genehmigungsfreistellungsverfahren. 

Ungefähr jedes 9. genehmigte neue Wohngebäude wird aus Fertigteilen entstehen. Bei den 
Nichtwohngebäuden ist es fast jedes 3. Gebäude. 

Im Jahresdurchschnitt 2021 stieg die Zahl der Erwerbstätigen mit Arbeitsort Sachsen-Anhalt 
geringfügig von 992,4 Tsd. auf 992,5 Tsd. Personen. Damit blieb sie gegenüber dem Vorjahr 
nahezu unverändert (0,0 %). 

Ende Juni 2021 zählte Sachsen-Anhalt 2.172.579 Einwohnerinnen und Einwohner, davon 
waren 1.103.876 weiblichen und 1.068.703 männlichen Geschlechts. Wie das Statistische 
Landesamt mitteilt, verringerte sich die Einwohnerzahl Sachsen-Anhalts im 1. Halbjahr 2021 um 
8.105 Personen. 
Alle kreisfreien Städte und Landkreise verbuchten Bevölkerungsrückgänge. Die kreisfreie Stadt 
Halle (Saale), die Landeshauptstadt Magdeburg sowie die Landkreise Börde, Jerichower Land 
und Saalekreis verzeichneten mit jeweils 0,2 % die geringsten Rückgänge.  

Das Statistische Landesamt Sachsen-Anhalt ermittelte im Januar 2022 einen Anstieg der 
Verbraucherpreise gegenüber dem Vorjahresmonat um 5,4 %. Im Vergleich zum Dezember 
2021 stieg der Verbraucherpreisindex um 0,2 % auf einen Wert von 111,6 (2015 = 100). 

Wie in den vergangenen Monaten trieben die erneut gestiegenen Preise für Strom, Gas und 
andere Brennstoffe (+22,6 %) die Kosten für die Abteilung Wohnung, Wasser, Strom, Gas und 
andere Brennstoffe in die Höhe. Hier wurden im Jahresschnitt starke Anstiege bei den Gütern 
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Heizöl, einschließlich Umlage (+37,8 %), Gas, einschließlich Umlage (+29,4 %) und Strom 
(+13,6 %), aber auch bei Fernwärme (+14,2 %) gemessen. 

Die aktuelle Entwicklung der Bau- und Energiepreise ist Anlass zur großen Sorge. Schon seit 
mehr als 2 Jahren verteuern steigende Baupreise nicht nur den Neubau, sondern auch die 
Sanierung des vorhandenen Wohnungsbestandes. Die von vielen Energieversorgern 
angekündigte drastische Erhöhung der Strom- und Gaspreise verteuert die Wohnkosten in 
einem bisher nicht bekannten Ausmaß.  
Auch in den nächsten Jahren ist ein großer Teil der Bevölkerung in Mitteldeutschland darauf 
angewiesen, dass ihre Wohnkosten im Rahmen einer Kostenerstattung durch die Kommunen 
übernommen werden. „Die zugrunde liegenden Angemessenheitskriterien wurden allerdings 
nicht ausreichend fortgeschrieben. Für Bedürftige ist es daher immer schwieriger, 
angemessenen Wohnraum zu finden. Nach Verbesserungen im Wohngeldbereich müsse es 
auch zu Erhöhungen im System der Kosten der Unterkunft kommen.  

Sachsen-Anhalt hat de facto nur in den beiden Großstädten Magdeburg und Halle/Saale einen 
stabilen Wohnungsmarkt mit weitestgehend stabiler Bevölkerungsentwicklung, in allen anderen 
Regionen des Landes sehen wir Überalterung und Schrumpfung – und anhaltend steigende 
Leerstände. In Sachsen-Anhalt stehen mittlerweile in ländlichen Regionen fast 15 Prozent der 
Wohnungen leer. Diskussionen um angespannte Wohnungsmärkte entbehren allein schon vor 
diesem Hintergrund jeglicher Grundlage. Notwendig ist insgesamt eine Fokussierung auf eine 
nachhaltige Entwicklung insbesondere des ländlichen Raums und eine Einbindung aller 
Akteure. Wir brauchen verlässliche und dauerhafte Fördermittelstrukturen, um die Attraktivität 
der Mittel- und Oberzentren als Wohnstandort zu steigern und dadurch letztlich überall 
gleichwertige Lebensverhältnisse zu gewährleisten. 

Angesichts der bis 2045 angestrebten Klimaneutralität des Gebäudesektors und der vor uns 
stehenden zweiten Sanierungswelle bedarf es praxisnaher Instrumente für die 
sozialverträgliche Umsetzung energetischer Sanierungen. Zu optimieren sind beispielsweise 
Fördermöglichkeiten für eine Kombination von energetischen und altersgerechten Sanierungen 
sowie für die Marktentwicklung serieller Sanierungskonzepte. Des Weiteren sollten die 
Wohnkosten durch Bürokratieabbau gesenkt und die CO2-Preise sozial tragbar und 
anreizwirksam ausgestaltet werden. Die Verbände warnen davor, dass durch einseitig 
verschärfte Regelungen aus Brüssel und Berlin nicht nur die Rentabilität aller 
Wohnungsbauunternehmen aufs Spiel gesetzt, sondern ebenso die Zahlungsfähigkeit der 
Mieter massiv überfordert wird. 

Es ist in Sachsen-Anhalt gute Tradition, dass die organisierten Vermieter der Wohnungs-
wirtschaft gemeinsam mit der Wohnungspolitik über die Jahre hinweg sehr gute gemeinsame 
Lösungen gefunden haben. Es führt kein Weg daran vorbei, die Voraussetzungen für den 
bezahlbaren Wohnungsneubau zu verbessern, denn neuer Wohnraum muss in Stadt und Land 
für alle geschaffen werden. Die Bewältigung der Folgen des demografischen Wandels durch 
Reduzierung des Leerstands und Investitionen in Klimaschutz, Energieeffizienz und 
Barrierefreiheit müssen durch stabile Rahmenbedingungen und eine verbesserte 
Fördermittelkulisse auf Bundes- und Landesebene gesichert werden. 
Denn mehr als jede andere Branche sind wir auf langfristige, konstante und aufeinander 
abgestimmte Maßnahmen von Bund, Land und Kommune angewiesen. 

Verbandsgemeinde Elbe-Heide 

Wirtschaftlich ist das Gebiet traditionell durch Forst- und Landwirtschaft, Handwerk aber auch 
industriell geprägt. Die K + S Kali GmbH ist mit dem Werk in Zielitz der größte Arbeitgeber der 
Region und beschäftigt ca.1.800 Arbeitnehmer.  

Die Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes Sachsen-Anhalt prognostiziert für 
die Einwohnerentwicklung der Verbandsgemeinde Elbe-Heide einen nochmaligen 
Bevölkerungsrückgang um 8,1 % im Zeitraum von 2021 bis 2031.  
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Somit wird als eine der größten Herausforderungen für die künftige Entwicklung der Region der 
demografische Wandel angesehen. Die Auswirkungen der demografischen Entwicklung 
beeinflussen insbesondere den Wohnungsmarkt in den umliegenden Orten. Vor dem 
Hintergrund sind weitere Investitionen in den Wohnquartieren zur Qualitätsverbesserung 
notwendig. Dazu gehören die Weiterentwicklung des altersgerechten Wohnens, die Erhöhung 
des attraktiven Wohnens für junge Menschen und Familien sowie die weitere Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur und der Freizeitangebote. Dies wird auch vor dem Hintergrund gesehen, 
dass zunehmend das Fehlen von qualifiziertem jungem Nachwuchs ein Entwicklungshandicap 
für den Wirtschaftsstandort darstellen wird. 

Mit der Fortschreibung des Integrierten Gemeindlichen Entwicklungskonzeptes der 
Verbandsgemeinde und der Weiterführung des Dorfentwicklungskonzeptes der Gemeinde 
Zielitz werden weiterhin, unter Federführung der Gemeinden, städtische und soziale 
Handlungsbedarfe unter Einbeziehung der Einwohner und der Wohnungsunternehmen geplant 
und umgesetzt. 

Die Zielitzer Wohnungsgesellschaft als Mitakteur dieser Initiativen macht sich ein dezidiertes 
Vorgehen zur langfristigen Modernisierung des Wohnungsbestandes innerhalb der 
Verbandsgemeinde zu eigen. Nach der Durchführung umfangreicher Sanierungs- und 
Umbaumaßnahmen in den vergangenen Jahren wurde im Geschäftsjahr 2021 die erste 
Neubaumaßnahme abgeschossen. 

2. Geschäftsverlauf

Die wesentlichen Größen, die für die Unternehmensentwicklung von Bedeutung sind, fasst 
folgende Tabelle zusammen: 

Plan Ist Ist

2021 2021 2020

TEUR TEUR TEUR

Umsatzerlöse Mieten 1.435,7 1.444,0 1.400,3

Instandhaltungsaufwendungen 225,0 204,7 196,1

Zinsaufwendungen 97,5 97,3 115,1

Jahresüberschuss 215,7 178,5 2,1

Die Abweichung zum geplanten Jahresüberschuss für das Geschäftsjahr 2021 wird maßgeblich 
durch die Vornahme einer außerplanmäßigen Abschreibung in Höhe von TEUR 100,0 
beeinflusst. 

2.1 Bewirtschaftung von Mietobjekten 

Im Geschäftsjahr 2021 wurde der seniorengerechte Neubau „Am Mühlenberg 9“ in Zielitz 
fertiggestellt. Dadurch erhöht sich der Wohnungsbestand zum 31.12.2021 auf 432 Wohnungen 
mit 24.977,4 Quadratmeter Wohnfläche.  
Der Historie bedingt befinden sich auf unseren Grundstücken noch Pachtgaragen, welche 
immer häufiger von den Pächtern aufgegeben werden. Diese Garagen wurden von der 
Gesellschaft übernommen und werden künftig im Rahmen der Vermietung an unsere 
Bestandsmieter vermietet. Durch die Übernahme einer Garage hat sich der Bestand von 22 auf 
23 erhöht. 
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2021 Vorjahr
Häuser 28 27
Wohnungen 432 422
Garagen 23 22

Bestand

2.2. Umsatz und Nachfrageentwicklung/Vermietungssituation 

Die Mieterfluktuation hat sich im Geschäftsjahr 2021 mit 10,65 % gegenüber dem Vorjahr um 
0,93 Prozentpunkte erhöht. Hier lag der Prozentsatz bei 9,72 %. Anzumerken wäre weiterhin, 
dass 4 Kündigungen (VJ 3) mit Umzügen im eigenen Bestand verbunden waren. Die 
tatsächliche Fluktuation hat somit nur 9,72 % betragen. 

31.12.2021 31.12.2020

Kündigungen 46 41

Neuvermietungen 35 43

Zunahme/Abnahme Leerstand 11 -2

Leerstand nach Einheiten 100 89

Leerstand nach % 23,15% 21,09%

Zum Ende des Jahres 2021 hat sich der Leerstand um 11 Wohnungen und somit 2,06 % 
erhöht. Anzumerken wäre, dass sich diese sprungartige Erhöhung des Leerstandes erst im 
vierten Quartal vollzogen hat. 

Die Mieteinnahmen und Einnahmen aus Garagenpacht beliefen sich im Geschäftsjahr auf 
1.444,0 TEUR (Vorjahr 1.400,3 TEUR), was somit einer Erhöhung gegenüber dem Jahr 2020 
um 43,7 TEUR entspricht.  
Bei Neuvermietung und Modernisierung wurden alle Spielräume für Mietanpassungen 
ausgeschöpft. Dieser Sachverhalt zeigt sich auch bei einem Vergleich der Mieteinnahmen je 
Quadratmeter Wohnfläche. Bezogen auf die ausgewiesene Sollmiete ergibt sich ein Betrag von 
4,82 EUR je Quadratmeter Wohnfläche (Vorjahr 4,78 EUR je Quadratmeter Wohnfläche).  

Die Erlösschmälerungen aus Sollmieten und nicht umlegbaren Betriebskosten stellen sich wie 
folgt dar: 

31.12.2021 31.12.2020

EUR EUR

Erlösschmälerungen 285.621,03 279.489,65

Minderungen und 
Mietnachlass 

   175,20   947,20 

Nicht umlegbare 
Betriebskosten 

66.218,22 69.396,29

Pauschale Wertberichtigung 
der unfertigen Leistungen 

74.800,00 68.000,00

2.3 Entwicklung des Mietrückstandes 

Die Gesamtsumme der Mietforderungen wird mit 11.902,30 EUR ausgewiesen und ergibt 
folgende Zusammensetzung: 
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31.12.2021 31.12.2020
EUR EUR

bestehende Mietverträge  5.019,90 13.704,68 
ehem. Mietverträge  6.882,40   4.016,14 
Gesamtsumme 11.902,30 17.720,82

Im Geschäftsjahr 2021 wurden mit 3.904,33 EUR (VJ: 5.630,45 EUR) etwas geringere 
Forderungen wegen Uneinbringlichkeit abgeschrieben.  

Weiterhin konnten im Jahr 2021 Einnahmen in Höhe von EUR 6.389,21 (VJ 2.272,21 EUR) auf 
im Vorjahr abgeschriebene Mietforderungen verbucht werden. Des Weiteren wurden  
Rückerstattungen in Höhe von EUR 157,10 (VJ 6.687,30 EUR) für Kosten, welche im Rahmen 
von Miet- und Räumungsklagen entstanden sind, vereinnahmt. 

2.4 Investitionen 

Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2021 insgesamt 445,1 TEUR in Ihre Bestände investiert. 
Davon entfallen auf: 

2021 2020

TEUR TEUR

Instandhaltung und Modernisierung 203,2 196,1

Anlagen im Bau für Neubau "Am Mühlenberg 9" 241,9 534,2

Gesamt 445,1 730,3

Im Geschäftsjahr 2021 wurden nochmals 241,9 TEUR in den Neubau unserer 
seniorengerechten Wohnanlage in Zielitz investiert. Die Maßnahme wurde abgeschlossen und 
insgesamt Baukosten in Höhe von 776,1 TEUR in die Anschaffungs- und Herstellungskosten 
verbucht. 

Die Aufwendungen für die Instandhaltung und Modernisierung betrugen 8,13 EUR/m² 
Nutzfläche (Vorjahr 8,04 EUR/m²). Im Rahmen der Hausmeistertätigkeit unseres hausinternen 
Handwerkers wurden Instandhaltungsleistungen in Höhe von 23,1 TEUR erbracht. Dies 
entspricht 0,93 EUR/m². Die Instandhaltungsleistungen betragen somit 9,06 EUR/m². Mit den 
Ausgaben für Investitionen in das Sachanlagevermögen in Höhe von 241,9 TEUR betragen die 
Kosten insgesamt 468,3 TEUR und somit 18,75 EUR/m². 

2.5 Finanzierungen und Sicherheiten 

Im Geschäftsjahr 2021 wurden planmäßige Tilgungsleistungen in Höhe von 443.590,72 EUR 
(VJ 434.919,13 EUR) erbracht. Von dem im Geschäftsjahr 2020 aufgenommenen 
Finanzierungskredit in Höhe von 650,0 TEUR für die Baumaßnahme Neubau „Am Mühlenberg 
9“ mit einem Zinssatz von 0,95°% wurde nunmehr der Restbetrag der Kreditlinie in Höhe von 
360,0 TEUR abgefordert. 

Unter der Position andere Kreditgeber wurden im Geschäftsjahr 2021 weitere 2,6 TEUR für 
noch nicht geforderte Zinsleistungen vom WWAZ aus dem Verrentungsbescheid für 
Herstellungsbeiträge, aufgenommen. Insgesamt steht hier nunmehr ein Betrag in Höhe von 
11,8 TEUR zu Buche. 
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31.12.2021 31.12.2020
TEUR TEUR

Kreditverbindlichkeiten gesamt 6.330,7 6.411,1
- dav. gegenüber Kreditinstituten 4.361,9 4.254,8
- dav. gegenüber anderen Kreditgebern 1.968,8 2.156,3

darin enthaltene  Altschulden 911,4 1.026,1

Von den aufgeführten Krediten gegenüber Kreditinstituten sind 430,9 TEUR über Bürgschaften 
und 3.990,5 TEUR über Grundpfandrechte, die auf diversen Grundstücken der Gesellschaft 
lasten, besichert.  
Von den aufgeführten Krediten gegenüber anderen Kreditgebern sind 60,0 TEUR über 
Grundpfandrechte abgesichert. 

Für das Darlehen zur Finanzierung des Neubauvorhabens „Am Mühlenberg 9“ wurde bei der 
KfW ein Tilgungszuschuss über 30 % der Finanzierungssumme (130,0 TEUR) beantragt. 
Diesem Antrag wurde am 31.Januar 2022 stattgegeben. 

2.6 Wesentliche sonstige Vorgänge des Geschäftsjahres 

Nachdem es uns bereits im Geschäftsjahr 2020 nach langfristigen Bemühungen gelungen ist, 
den Grundstücksverkauf für eine Teilfläche in der Dorfstraße 20 in Schricke in der Größe von 
1.758 Quadratmetern abzuschließen, erfolgte am 31.08.2021 die Kaufpreiszahlung in Höhe von 
5,3 TEUR.  

Ab April 2021 konnte der Neubau der seniorengerechten Wohnanlage mit 10 Wohneinheiten 
nach Fertigstellung vermietet werden. Der Mietvertrag mit der HUMANAS Pflege GmbH wurde 
über 25 Jahre abgeschlossen, so dass die Refinanzierung der Finanzierung abgesichert ist. 

Am 05. Mai 2021 haben wir über ein Notariat für das Grundstück 2/60 mit 619 Quadratmetern in 
der Dorfstraße 20 in Schricke, welches mitten in unserem Grundstück 308 liegt und von einer 
kleinen Teilfläche des Gebäudes überbaut wurde, beim Grundbuchamt Haldensleben einen 
Antrag zum Aufgebot zur Grundstücksaneignung gestellt. Das Verfahren hat sich über mehrere 
Monate hingezogen und wurde mit Beschuss 24II 9/21 des Amtsgerichtes am 04.01.2022 
abgeschlossen. Die Aneignung der Grundstücksfläche wird im Jahresabschluss 2022 
Berücksichtigung finden.  

Im Rahmen der verfügbaren Erlöse und Einzahlungen wurden die Auszahlungen und Ausgaben 
regelmäßig überwacht und gesteuert, die notwendige Zahlungsbereitschaft war jederzeit 
gesichert. Im Wirtschaftsjahr 2021 waren die wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse der 
Gesellschaft stets geordnet. 

Weitere wesentliche Vorgänge, die für die Entwicklung der Gesellschaft entscheidend sind, 
waren im laufenden Geschäftsjahr nicht zu verzeichnen. 
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3. Wirtschaftliche Lage des Unternehmens
Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage

3.1 Ertragslage 

Der im Geschäftsjahr erzielte Jahresüberschuss setzt sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt 
zusammen: 

Verände-
rungen

TEUR % TEUR % TEUR
Umsatzerlöse aus der 
Hausbewirtschaftung 1.627,6 93,0 1.618,1 97,7 9,5
Andere Umsatzerlöse und
 Erträge 38,3 2,2 67,5 4,1 -29,2
Bestandsveränderungen 83,9 4,8 -28,6 -1,7 112,5

1.749,8 100,0 1.657,0 100,0 92,8

Betriebskosten und
Grundsteuer -618,3 -35,3 -531,4 -32,1 86,9
Instandhaltungsaufwand -203,3 -11,6 -196,1 -11,8 7,2
Personalaufwendungen -201,2 -11,5 -192,4 -11,6 8,8
Abschreibungen -362,2 -20,7 -528,7 -31,9 -166,5
Zinsaufwand -97,3 -5,6 -115,1 -6,9 -17,8
übrige Aufwendungen -89,2 -5,1 -91,2 -5,5 -2,0

-1.571,5 -89,8 -1.654,9 -99,9 -83,4

Betriebsergebnis 178,3 10,2 2,1 0,1 176,2

Zinsergebnis 0,1 0,0 0,1
Jahresergebnis 178,4 2,1 176,3

2021 2020

Die Ertragslage der Gesellschaft weist auch für dieses Geschäftsjahr einen Jahresüberschuss 
aus, welcher mit 178,4 TEUR angegeben wird. Gegenüber dem Vorjahr hat sich das Ergebnis, 
obwohl im Geschäftsjahr ebenfalls außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von 100,0 TEUR 
vorgenommen wurden, um 176,3 TEUR erhöht. (VJ Jahresüberschuss: 2,1 TEUR)  

Die Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung haben sich gegenüber dem Vorjahr um 
9,5 TEUR erhöht.  

Gegenüber dem Vorjahr werden um 29,2 TEUR geringere andere Umsatzerlöse ausgewiesen. 
Die Hauptursache für diese Veränderung beruht auf der Tatsache, dass um 6,0 TEUR 
geringere Auflösungen von Rückstellungen vorgenommen wurden. Ferner verminderten sich 
um 19,6 TEUR die Einnahmen aus Versicherungsentschädigungen.  

Die Betriebskosten haben sich gegenüber dem Vorjahr um 86,9 TEUR erhöht. Als Hauptfaktor 
wäre hier die Position Heizkosten zu benennen. 

Die Instandhaltungskosten erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr um 7,2 TEUR. 

Auf Grund einer Lohnerhöhung für die Mitarbeiter werden um 8,8 TEUR höhere Lohnkosten 
ausgewiesen. 

Im Geschäftsjahr 2021 wurden leerstandsbedingt nochmals außerplanmäßige Abschreibungen 
auf Grund dauerhafter Ertragsminderung in Höhe von 100,0 TEUR (VJ 271,0 TEUR) für die 
Liegenschaft Friedensring 15 – 17 in der Gemeinde Zielitz vorgenommen.  

Die Aufwendungen für Zinszahlungen verringerten sich auf Grund der fortlaufenden Annuität 
um 17,8 TEUR. Die übrigen Aufwendungen reduzierten sich um 1,5 TEUR. 
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3.2 Vermögenslage 

In der nachstehenden Übersicht werden der Vermögensaufbau und die Kapitalstruktur der 
Gesellschaft in zusammengefasster Form dargestellt. 

Verände-
rungen

TEUR % TEUR % TEUR

Aktiva
Mittel- und langfristiger
Bereich
Sachanlagen und
immaterielle 
Vermögensgegenstände 10.747,6 94,7 10.871,6 95,0 -124,0
Finanzanlagen 15,0 0,1 15,0 0,1 0,0
Ford. Grundstücksverkauf 0,0 0,0 0,4 0,0 -0,4

Andere Rechnungs-

abgrenzungsposten 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
10.762,6 94,8 10.887,0 95,1 -124,4

Kurzfristiger Bereich
Unfertige Leistungen 8,3 0,1 0,0 0,0 8,3
Übriges Vorratsvermögen 8,5 0,1 6,3 0,1 2,2

Forderungen und sonstige

Vermögensgegenstände 20,4 0,2 71,0 0,6 -50,6

Liquide Mittel 556,3 4,8 479,2 4,2 77,1

Andere Rechnungs-

abgrenzungsposten 2,3 0,0 2,3 0,0 0,0
595,8 5,2 558,8 4,9 37,0

Bilanzvolumen 11.358,4 100,0 11.445,8 100,0 -87,4

Passiva
Mittel- und langfristiger 
Bereich
Eigenkapital 4.172,8 36,8 3.994,4 34,9 178,4

Sonderposten für 

Investitionszuschuss 654,6 5,8 666,5 5,8 -11,9

Fremdkapital 6.330,7 55,7 6.411,1 56,0 -80,4

Pensionsrückstellungen

sowie Rückstellungen für
Archivierungskosten 35,5 0,3 37,2 0,3 -1,7

Andere Rechnungs-

abgrenzungsposten 4,2 0,0 4,7 0,1 -0,5
11.197,8 98,6 11.113,9 97,1 83,9

Kurzfristiger Bereich
Rückstellungen 15,1 0,1 26,8 0,2 -11,7

Verbindlichkeiten 136,9 1,2 294,9 2,6 -158,0

Andere Rechnungs-

abgrenzungsposten 8,6 0,1 10,2 0,1 -1,6
160,6 1,4 331,9 2,9 -171,3

Bilanzvolumen 11.358,4 100,0 11.445,8 100,0 -87,4

2021 2020
31. Dezember
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Die Vermögenslage hat sich um 87,4 TEUR gemindert. 

Das Anlagevermögen (94,7%) minderte sich um 124,0 TEUR. Hier standen den Investitionen in 
den Bestand in Höhe von 244,6 TEUR, Abschreibungen in Höhe von 362,2 TEUR davon 100,0 
TEUR für außerplanmäßige Abschreibungen, gegenüber.  

Im Geschäftsjahr erhöhten sich das übrige Vorratsvermögen um 2,2 TEUR und die liquiden 
Mittel um 77,1 TEUR. Gegenläufig wirkt sich die Minderung der Forderungen und sonstigen 
Vermögensgegenstände um 50,6 TEUR aus. Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten 
werden ohne Veränderung ausgewiesen.  

Auf der Passivseite erhöht sich das Eigenkapital um 178,4 TEUR. Hier spiegelt sich der im 
Geschäftsjahr 2021 erwirtschaftete Bilanzgewinn wider. Das langfristige Fremdkapital mindert 
sich trotz der Abforderung des Restbetrages aus der Neukreditaufnahme des Jahres 2020 in 
Höhe von 360,0 TEUR um 80,4 TEUR, was ursächlich auf die laufenden Tilgungsleistungen 
zurückzuführen ist. Weiterhin mindern sich der Investitionszuschuss um 11,9 TEUR, die 
Rückstellungen um 13,4 TEUR sowie die der Rechnungsabgrenzungsposten um 1,6 TEUR. 
Weiterhin vermindern sich die Verbindlichkeiten um 158,0 TEUR. 

Die Eigenkapitalquote bezogen auf die Bilanzsumme beträgt 35,1 %. (VJ: 33,5 %). 

Die planmäßigen Darlehenstilgungen für Objektfinanzierungsmittel der Folgejahre wurden 
branchenüblich nicht als kurz- oder mittelfristige Verbindlichkeiten eingeordnet, weil sie aus 
planmäßigen Liquiditätszuflüssen der entsprechenden Geschäftsjahre aufgebracht werden. 

In vorgenannter Darstellung wurden folgende Verrechnungen vorgenommen: 

31.12.2021 31.12.2020

TEUR TEUR

Bilanzsumme lt. Jahresabschluss 11.892,7 11.904,5

./. Unfertige Leistungen -534,3 -458,7

Bilanzvolumen lt. Vermögenslage 11.358,40 11.445,80

Veränderungen zum Vorjahr -0,8%

Das Sachanlagevermögen entwickelte sich 2021 wie folgt: 

TEUR TEUR

Investitionen / Zugänge

Betriebs- und Geschäftsausstattung 2,7

Anlagen im Bau Neubau "Am Mühlenberg 9" 241,9 244,6

Abgänge / Abschreibungen

Buchwertabgänge bei Verkauf -5,3

Buchwertabgänge Immaterielle VG und BGA -1,1

planmäßige  Abschreibung -262,2

außerplanmäßige Abschreibung Wohnbauten -100,0 -368,6

‐124,0
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Gegenüberstellung kurzfristiger Vermögens- und Schuldteile: 

Verände-

2021 2020 rungen

TEUR TEUR TEUR

Liquidität 1. Grades

Liquide Mittel 556,3 479,2

Veränderungen des Bestandes an liquiden 77,1

Mitteln

Liquidität 2. Grades

Kurzfristige Forderungen zuzüglich

Rechnungsabgrenzungsposten 22,7 73,3 -50,6

Kurzfristiges Fremdkapital

 Rückstellungen -15,1 -26,8 11,7

 Übrige Verbindlichkeiten zuzüglich

 Rechnungsabgrenzungsposten -145,5 -243,8 98,3

Über-/Unterdeckung I 418,4 281,9

Veränderung des Nettogeldvermögens 136,5

Liquidität 3. Grades

Unfertige Leistungen und andere Vorräte 551,1 465,0 86,1

Erhaltene Anzahlungen -534,3 -520,0 -14,3

Überdeckung II 435,2 226,9

Veränderung des Nettoumlaufvermögens 208,3

31. Dezember

Die Liquidität des Unternehmens war jederzeit gewährleistet. In der vorgenannten 
Liquiditätsrechnung wurden die Veränderungen des Netto-Geldvermögens und seiner 
Komponenten während des Geschäftsjahres aufgezeigt. Sie wurde um die Liquiditätsstufe 
zweiten Grades durch Einbeziehung der unfertigen Leistungen und anderen Vorräte (abzüglich 
der erhaltenen Anzahlungen) erweitert. 

Zum Ende des Geschäftsjahres ergibt sich eine Liquidität ersten Grades in Höhe von TEUR 
556,3 und eine Liquidität zweiten Grades in Höhe von TEUR 418,4. Unter Einbeziehung der 
unfertigen Leistungen und Vorräte abzüglich der erhaltenen Anzahlungen ergibt sich eine 
Überdeckung von TEUR 435,2. 

Die Vermögenslage der Gesellschaft ist geordnet. 

3.3 Finanzlage 

Im Rahmen unseres Finanzmanagementes wird vorrangig darauf geachtet, sämtliche 
Zahlungsverpflichtungen aus dem laufenden Geschäftsverkehr sowie gegenüber den 
finanzierenden Banken termingerecht nachkommen zu können. Darüber hinaus gilt es, die 
Zahlungsströme so zu gestalten, dass Eigenmittel für die Modernisierung des 
Wohnungsbestandes und künftig auch für Neuinvestitionen zur Verfügung stehen, ohne dass 
dadurch die Eigenkapitalquote beeinträchtigt wird. 
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Unsere Verbindlichkeiten bestehen ausschließlich in der Euro-Währung, so dass 
Währungsrisiken nicht bestehen. Swap, Caps oder andere Finanzinstrumente werden nicht in 
Anspruch genommen. Bei den für die Finanzierung des Anlagevermögens herangezogenen 
langfristigen Fremdmitteln handelt es sich ausschließlich um langfristige Annuitätendarlehen.  

Die durchschnittliche Zinsbelastung für die Darlehen bezogen auf die Sollmiete betrug im 
abgelaufenen Geschäftsjahr 6,73 % nach 8,2 % im Vorjahr. 

Die nachfolgende Kapitalflussrechnung macht Herkunft und Verwendung der geflossenen 
Finanzmittel transparent: 

2021 2020
Laufende Geschäftstätigkeit TEUR TEUR
     Jahresergebnis 178,4 2,1
     Abschreibung/Zuschreibung auf Gegenstände des 362,2 528,7
     Anlagevermögens
     Zu-/Abnahme der langfristigen Rückstellungen -1,7 -1,6
     Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen und Erträge 2,5 2,0
     Zinsaufwendungen 97,3 115,1
     Zinsertrag -0,1 0,0
     Veränderungen

   sonstige Aktiva 31,3 -32,1
   sonstige Passiva -176,9 135,0

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 493,0 749,2
Finanzierungstätigkeit
     Planmäßige Tilgung langfristiger Verbindlichkeiten -443,6 -434,9
Cashflow nach planmäßiger Tilgung
     Aufnahme langfristiger Verbindlichkeiten 360,0 290,0
     außerplanmäßige Tilgungen 0,0 0,0
     gezahlte Darlehenszinsen -93,1 -110,6
Cashflow aus Finanzierungtätigkeit -176,7 -255,5
Investitionstätigkeit
     Auszahlungen für Investitionen in die
     Immateriellen Vermögensgegenstände 0,0 0,0
     Auszahlungen für Investitionen in das 
     Sachanlagevermögen -244,6 -542,0
     Einnahmen aus dem Abgang von langfristigen 
     Vermögensgegenständen/Sachanlagevermögen 5,3 0,0
     Finanzanlagen 0,0 -15,0
     Erhaltene Zinsen 0,1 0,0
Cashflow aus Investitionstätigkeit -239,2 -557,0

Veränderung des Finanzmittelbestandes 77,1 -63,3

Stand 31. Dezember 556,3 479,2

Der Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit nach gezahlten Zinsen reichte im Berichtsjahr 
nicht aus, die planmäßigen Tilgungen langfristiger Verbindlichkeiten in Höhe von TEUR 443,6 
zu bedienen.   

Durch den regelmäßigen Liquiditätszufluss aus den Mieten wird bei sorgfältiger Vergabe von 
Instandhaltungsaufträgen die Zahlungsfähigkeit unserer Gesellschaft auch künftig gesichert 
bleiben. 
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4. Finanzielle Leistungsindikatoren

Die für die Gesellschaft bedeutsamen finanziellen Leistungsindikatoren stellen wir im Vergleich 
zu den Vorjahren wie folgt dar: 

Eigenkapitalquote (Höhe des Eigenkapitals am Gesamtkapital): 

2017 2018 2019 2020 2021
29,0 % 31,0 % 33,4 % 33,5 % 35,1 % 

Die Rentabilität des 

- Eigenkapitals (Jahresverlust / Jahresgewinn / Eigenkapital) beträgt in:

2017 2018 2019 2020 2021
4,9 % 7,3 % 4,2 % 0,1 % 4,3 % 

- Gesamtkapitals (Jahresergebnis zzgl. FK-Zinsen / Gesamtkapital)

2017 2018 2019 2020 2021
 2,8 %  3,5 %  2,6 %  1,0 %  2,3% 

Entwicklung des Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit in TEUR: 

2017 2018 2019 2020 2021
331,6 660,5 383,5 749,2 493,0

Die Anlagenintensität (Anlagevermögen/Bilanzsumme) beträgt: 

2017 2018 2019 2020 2021
 90,5 %  89,6 %  90,9 %  91,4 % 90,5 % 

Der Anlagendeckungsgrad (ADG) beträgt: 

2017 2018 2019 2020 2021
0,97 0,97 0,98 0,96 0,97

Der durchschnittliche Buchwert in Euro pro Quadratmeter Wohn- / Gewerbefläche beträgt: 

2017 2018 2019 2020 2021
407,52 432,69 436,91 415,66 425,35

Die durchschnittliche Verschuldung in Euro (Objektfinanzierungsmittel) pro Quadratmeter 
Wohnfläche betrug: 

2017 2018 2019 2020 2021
268,39 282,79 268,40 262,59 253,45

Zinsaufwand pro Quadratmeter Wohnfläche / Monat in Euro: 

2017 2018 2019 2020 2021
0,51 0,51 0,50 0,40 0,32

Zinsaufwand in Relation zur Sollmiete WE: 

2017 2018 2019 2020 2021
11,5 % 10,41 % 10,7 %  8,2 % 6,73 % 
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Ausgewiesen wird der Anteil der Sollmiete, der zur Deckung der Fremdfinanzierungskosten 
anfällt. 

Planmäßiger Kapitaldienst (Zins/planmäßige Tilgung ohne Teilentlastung gemäß § 6a AHG) 
in Relation zur Nettokaltmiete (Sollmiete abzüglich Erlösschmälerungen): 

2017 2018 2019 2020 2021
   48,72 %    50,97 %   51,5 %  49,0 %  46,7 % 

Der errechnete Anteil zeigt den durch die Fremdfinanzierung ermittelten Zahlungsabfluss im 
Verhältnis zur Sollmiete. 

Fremdkapitalkosten (Zinsaufwendungen u.a. Aufwendungen für langfristiges FK/Darlehens-
verbindlichkeiten): 

2017 2018 2019 2020 2021
2,3 % 2,18 % 2,27 % 1,80 % 1,53 % 

Die Durchschnittssollmiete pro Quadratmeter Wohnfläche in Euro im Monat betrug: 

2017 2018 2019 2020 2021
4,49 4,94 4,72 4,78 4,81

Erlösschmälerungsquote (Erlösschmälerungen / Sollmieten): 

2017 2018 2019 2020 2021
24,9% 25,2 % 20,1 %  20,0 %  19,77 % 

Kosten der Instandhaltung / Modernisierung pro Quadratmeter Wohnfläche in Euro: 

2017 2018 2019 2020 2021
5,84 7,49 8,16 8,80 9,06

(Die Berechnung erfolgte unter Hinzurechnung der Leistungen durch den Hausmeister) 

C. Risiko-, Chancen und Prognosebericht

1. Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung

Die Region steht vor vielerlei demographischen Herausforderungen. Sie zu analysieren und 
geeignete Maßnahmen zu bestimmen ist nicht nur Gegenstand des 
Dorfentwicklungskonzeptes, sondern auch des vorhandenen Risikomanagementes der 
Gesellschaft. 

Unter Beachtung der Betriebsgröße ist das Risikomanagement organisatorisch maßgeblich im 
Bereich der Geschäftsführung angesiedelt. Die Überwachung von Risiken ist eine fortwährende  
Aufgabe. In Kombination mit dem internen Kontrollsystem und dem Controlling können 
unternehmensbeeinflussende negative Entwicklungen erfasst, analysiert und ihnen 
entgegengewirkt werden.  
Auf Basis monatlicher Auswertungen und quartalsweiser Berichte an den Aufsichtsrat und die 
Gesellschafter werden Abweichungen der Ertrags- und Vermögenslage von den Planwerten 
identifiziert und analysiert.  

Ergänzend zum Controllingsystem verfügt die Gesellschaft über eine fortlaufende 
Liquiditätsüberwachung, welche Grundlage für alle Entscheidungen und Vorgänge im Bereich 
Cash-Management bildet und der Sicherstellung dauerhafter Zahlungsfähigkeit dient. Weiterhin 
werden regelmäßig langfristig abgestimmte Finanzplanungen erstellt. 
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Das Risikomanagement ist so angelegt, dass nicht nur bestandsgefährdende Risiken erkannt 
werden, sondern auch Abweichungen von einzelnen Planzielen. Ziel ist die möglichst genaue 
und schnelle Information zur Beurteilung der Abweichung im Hinblick auf die 
Unternehmensplanung. 

Die Zukunft der Gesellschaft wird maßgeblich beeinflusst von der Vermietungs- und 
Leerstandsentwicklung. Sie bestimmt nachhaltig die wohnungs- und betriebswirtschaftlichen 
Entscheidungen. Auf lange Sicht wird die Anpassung unseres Wohnungsbestandes an die 
unterschiedlichen Mieterbedürfnisse an Bedeutung weiter zunehmen. Daher soll der 
Wohnungsbestand auch in den nächsten Jahren weiterhin schrittweise sowohl in quantitativer 
und qualitativer als auch in energetischer Hinsicht der zu erwartenden Nachfragesituation 
angepasst werden. Dieser Prozess ist sehr aufwendig und muss sowohl finanziell als auch 
kapazitätsbezogen eingeordnet werden.  

Das Anlagevermögen ist langfristig finanziert. Im Bereich Finanzierung wurde die Chance aus 
dem historisch niedrigen Zinsniveau konsequent genutzt. Somit besteht bereits für einen hohen 
Anteil der Kredite eine langfristige Planungssicherheit bis zur Begleichung der Restschuld. Die 
nächsten Prolongationen stehen erst im Jahr 2025 an. Wegen steigender Tilgungsanteile bei 
den Annuitätendarlehen wird nach jetzigem Stand zu diesem Zeitpunkt eine Restschuld für alle 
Darlehen in Höhe von 4.292 TEUR ausgewiesen. Davon wären nur noch 2.293 TEUR im 
Zeitraum 2025 -2031 neu zu prolongieren. Die Zinsrate für alle Darlehen wird im Jahr 2025 nur 
noch 67,7 TEUR betragen, wohingegen ein Tilgungsanteil in Höhe von 466,1 EUR angesetzt 
wird. Die von der EZB angekündigte Zinserhöhung wird somit mittelfristig und auch langfristig 
für die Gesellschaft kein Risiko ergeben. 
Anstehende Finanzierungen für künftige Sanierungsmaßnahmen sind entsprechend zu 
kalkulieren. 

Mit der Fertigstellung unseres Neubaus mit 10 seniorengerechten Wohnungen auf einer 
ehemaligen Abrissfläche im Bereich Mühlenberg in Zielitz, welcher durch die räumliche Lage 
direkt neben dem bereits bestehenden Senioren-Wohnpark mit ambulanter Tagespflege der 
HUMANAS-Gruppe liegt, kann eine Betreuung unserer älteren Mieter künftig vollumfänglich 
abgesichert werden. Dieses Gebäude hat den Standard eines KfW-Haus 40. Die Finanzierung 
und auch die Refinanzierung sind abgesichert. Das Gebäude ist zwischenzeitlich bezugsfertig 
und der Mietvertrag ist auf 25 Jahre abgeschlossen. 
Der in den vergangenen Jahren begonnene Umbau und die Sanierung von Wohnungs-
beständen sollte weiter fortgeführt werden, um unseren Mietern das Wohnen in ihrer gewohnten 
Umgebung weiter zu erleichtern, so dass Sie nach dem Grundsatz „Daheim statt Heim“ in ihrer 
Wohnung bleiben können. Dazu müssen Barrieren in bestehenden Wohnungen weiter 
abgebaut und die Wohnung nach dem Grundsatz „ambulant vor stationär“, als Gesundheits- 
und Pflegestandort gestärkt werden.  

Für die Sanierungsmaßnahme Friedensring 9 – 11 hat die Gesellschaft von der Gemeinde 
Zielitz in den vergangenen Jahren Fördermittel in Gesamthöhe von 714,0 TEUR erhalten. 

Es ist davon auszugehen, dass auf Grund der Größe der Gesellschaft die Förderung durch die 
Gemeinde Zielitz nicht als EU-Beihilfe zu werten ist. Weiterhin gleicht die Gemeinde mit der 
Ausreichung der Zuwendungen das Defizit aus, welches uns durch die Nichtaufnahme in das 
Förderprogramm Stadtumbau Ost für die Aufwertung verwehrt wurde. Wohnraum-
förderprogramme sind Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI). Es 
bestehen keine beihilferechtlichen Bedenken gegen solche Maßnahmen. 

Wenige Dinge betreffen die gut 2,2 Millionen Menschen in Sachsen-Anhalt in ihrem Alltag so 
umfassend wie das Wohnen. Durch die Corona-Pandemie hat das Zuhause noch weiter an 
Bedeutung gewonnen.  
Immer neue politische wie technische Auflagen beim Bau und Betrieb von Immobilien schaden 
Mietern, Vermietern und dem Wohnungsmarkt insgesamt. Sie schränken die 
Investitionsfähigkeit für Sanierungen sowie Neubau ein. Sie verstärken zudem die Unsicherheit 
für wichtige Maßnahmen im Sinne der Mieter. Wenn wir weiter auch den Menschen ein 
bezahlbares Zuhause geben wollen, die es sich sonst nicht leisten könnten, benötigen wir 
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verlässliche und leistbare Rahmenbedingungen. 

Bisher sind durch die Corona-Krise keine negativen Einflüsse auf die Geschäftsentwicklung der 
Gesellschaft aufzuzeigen. Die Zukunftsaussichten der Branche sind jedoch getrübt. In diesem 
und in den nächsten Jahren werden uns die wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise 
durch geminderte Realeinkommen, verbunden mit Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit, die zu einer 
reduzierten Kaufkraft im Bereich Wohnung und Gewerberaum führen, deutlich belasten.  

Bereits seit Oktober 2021 erleben wir eine Zeit drastisch steigender Energiepreise. Sollte die-
ser Trend anhalten oder sich gar durch den Ukrainekrieg verstärken, könnte die Bruttowarm-
miete die Zahlungsfähigkeit einzelner Mieter, insbesondere Einpersonen- und Alleinerziehen-
denhaushalte in großen Wohnungen, übersteigen. Hieraus können Erlösausfälle resultieren.  
Zudem könnte der Ukraine-Krieg zu Versorgungsengpässen bei der Energieversorgung führen. 
Dies beinhaltet das Risiko, dass wir unseren vertraglichen Verpflichtungen zur Versorgung 
unserer Mieter mit Heizwärme und Warmwasser nicht in ausreichendem Maße nachkommen 
können.  
Darüber hinaus sind verschlechterte Finanzierungsbedingungen für die Zukunft nicht ausge-
schlossen, was Einfluss auf unsere Investitionstätigkeit haben kann. 

Ferner besteht das Risiko von Lieferengpässen und Preissteigerungen bei verschiedenen 
Baumaterialien mit Auswirkungen auf bestehende und geplante Bauprojekte. Dies betrifft den 
Bereich Neubau ebenso wie die Modernisierung und die Instandhaltung von Wohnobjekten. 
Hier kann es zu Verzögerungen und der Unwirtschaftlichkeit von geplanten Maßnahmen kom-
men.  

Wir werden diese zurzeit in ihren Auswirkungen nicht abschätzbaren Risken laufend beobach-
ten und soweit möglich Strategien zur Risikobegrenzung entwickeln. 

2. Ergebnisprognose

Quantitative Angaben zum Einfluss des Ukraine-Kriegs auf die wirtschaftliche Entwicklung un-
seres Unternehmens sind zum Zeitpunkt der Aufstellung des Lageberichts noch nicht verläss-
lich möglich. Diese hängen von dem Ausmaß und der Dauer des Krieges und die darauffol-
genden wirtschaftlichen und sozialen Folgen ab. Es ist allerdings mit einer negativen Abwei-
chung bei einzelnen Kennzahlen zu rechnen. 

Die Gesellschaft wird trotz der gegebenen Umstände, die mit der Unternehmensplanung 
untersetzte, Geschäftspolitik auch in den nächsten Jahren konsequent fortsetzen.  

Sich verändernde Wohnungsanforderungen, energetische Vorgaben und insbesondere der 
demographische Wandel sind wichtige Themen, denen sich die Zielitzer Wohnungsgesellschaft 
mbH in den nächsten Jahren weiterhin stellen wird.  

Die Prognose der Entwicklung der Bevölkerung nach den Veröffentlichungen des Statistischen 
Landesamtes weist einen beständigen Verlust aus. Für die kommenden Jahre wird insofern ein 
weiterer Rückgang der Bevölkerung prognostiziert.  

Hier wird es sich positiv auswirken, dass die Zielitzer Wohnungsgesellschaft in den 
vergangenen Jahren konsequent an der Umsetzung der Abrissvorhaben im Rahmen des 
Programmes Stadtumbau-Ost gearbeitet hat. Trotzdem werden die ursächlich auf den 
Leerstand zurückzuführenden Erlösschmälerungen, die ihrerseits wiederum kausal mit den 
demographischen Veränderungen verbunden sind, auch künftig ein nicht unerhebliches Risiko 
darstellen, das nur schwer planbar ist. Aus diesem Grund werden in der Planung rein 
vorsorglich entsprechende leerstandsbedingte Einnahmeverluste sowie nicht umlegbare 
Betriebskosten berücksichtigt.  

Wir gehen davon aus, dass wir im Geschäftsjahr 2022 einen Jahresüberschuss von 222,2 
TEUR erwirtschaften werden. 
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Auf der Basis der Wirtschaftsplanung liegen für die Geschäftsjahre 2022 - 2024 folgende 
Prognosen für wesentliche Kennzahlen zu Grunde:  

Plan 2022 Plan 2023 Plan 2024

TEUR TEUR TEUR

Sollmieten 1.468,8 1.482,8 1.485,80

Erlösschmälerungen einschl. NUBK -399,1 -412,8 ‐423,0

Instandhaltungsaufwendungen 220,0 220,0 225,0

Zinsaufwendungen 90,3 82,7 75,1

Jahresüberschuss 222,2 227,6 223,0

Die Wirtschafts- und Finanzplanung sieht zum jetzigen Zeitpunkt keine gravierende 
Veränderung bei der Ertrags- oder der Finanzlage der Gesellschaft vor.  

Die Zielitzer Wohnungsgesellschaft wird auch weiterhin ein zuverlässiger und insbesondere 
kundenorientierter Partner auf dem Wohnungsmarkt in unserer Region sein.  

Zielitz, 20.Juni 2022 

Gabriele Helzel 
Geschäftsführerin 
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Aufgliederung und Erläuterung der Posten des Jahresabschlusses
nach den Angaben des Unternehmens

Bilanz zum 31. Dezember 2021

A K T I V A 

Anlagevermögen

Gliederung und Entwicklung ergeben sich aus dem diesem Bericht in Anlage I beigefügten
Anhang.

Immaterielle Vermögensgegenstände € 265,59
Vorjahr € 9.029,59

Entgeltlich erworbene Lizenzen € 265,59
Vorjahr € 9.029,59

2021 2020
€ €

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 1. Januar 36.850,71 36.850,71

Abgänge -1.613,56 0,00

35.237,15 36.850,71

Abschreibungen

kumuliert zum 1. Januar -27.821,12 -19.057,12

im Geschäftsjahr -8.764,00 -8.764,00

auf Abgänge 1.613,56 0,00

kumuliert zum 31. Dezember -34.971,56 -27.821,12

Buchwert 31. Dezember 265,59 9.029,59
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Sachanlagen

Grundstücke mit Wohnbauten € 10.586.988,62
Vorjahr € 10.111.332,01

2021 2020
€ €

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 1. Januar 17.466.204,73 17.466.204,73

Abgang -5.300,00 0,00

Umbuchungszugang 830.811,40 0,00

18.291.716,13 17.466.204,73

Abschreibungen

kumuliert zum 1. Januar -7.354.872,72 -6.835.986,06

im Geschäftsjahr -349.854,79 -518.886,66

kumuliert zum 31. Dezember -7.704.727,51 -7.354.872,72

Buchwert 31. Dezember 10.586.988,62 10.111.332,01

2021
€

2020
€

Grundstücke 1.148.988,20 1.099.583,93

Wohngebäude 9.387.381,42 8.956.420,08

Außenanlagen 50.619,00 55.328,00

10.586.988,62 10.111.332,01

Der Abgang (€ 5.300,00) betrifft den Verkauf einer Grundstücksteilfläche. Der Verkauf erfolg-
te zum Restbuchwert. 

Der Umbuchungszugang (€ 830.811,40) erfolgten aus den Posten "Anlagen im Bau"
(€ 776.107,13) sowie "Grundstücke ohne Bauten" (€ 54.704,27) und entfallen auf den Nebau
"Am Mühlenberg 9" in Zielitz.

Die Abschreibungen des Geschäftsjahres 2021 (€ 349.854,79) enthalten außerplanmäßige
Abschreibungen in Höhe von € 100.000,00 (Vorjahr: € 271.000,00) gemäß § 253 Abs. 2
Satz 3 HGB auf den niedrigeren beizulegenden Wert.
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Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten € 37.314,52
Vorjahr € 37.314,52

2021 2020
€ €

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 1. Januar/
 31. Dezember 84.751,12 84.751,12

Abschreibungen

kumuliert zum 1. Januar -47.436,60 -47.436,60

kumuliert zum 31. Dezember -47.436,60 -47.436,60

Buchwert 31. Dezember 37.314,52 37.314,52

2021
€

2020
€

Grundstücke 37.311,52 37.311,52

Garagen 3,00 3,00

37.314,52 37.314,52

Grundstücke ohne Bauten € 113.939,64
Vorjahr € 168.643,91

Die Veränderung gegenüber dem Vorjahr resultiert aus dem Umbuchungsabgang in Höhe
von € 54.704,27 in die Grundstücke mit Wohnbauten für das Grundstück "Am Mühlenberg 9"
in Zielitz.

Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung € 9.090,00

Vorjahr € 11.110,00

2021 2020
€ €

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 1. Januar 50.537,20 45.190,59

Zugang 2.727,87 7.818,10

Abgänge -11.347,59 -2.471,49

41.917,48 50.537,20

Abschreibungen

kumuliert zum 1. Januar -39.427,20 -40.851,59

im Geschäftsjahr -3.567,87 -1.047,10

auf Abgänge 10.167,59 2.471,49

kumuliert zum 31. Dezember -32.827,48 -39.427,20

Buchwert 31. Dezember 9.090,00 11.110,00
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Der Zugang des Geschäftsjahres 2021 (€ 2.727,87) betrifft eine Telekomunikationsanlage.

Die Abgänge (€ 11.347,59) betreffen diverse Betriebs- und Geschäftsausstattung. Aus dem
Abgang resultiert ein Buchverlust in Höhe von € 1.180,00. 

Anlagen im Bau € 0,00
Vorjahr € 534.190,03

2021 2020
€ €

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 1. Januar 534.190,03 0,00

Zugang 241.917,10 534.190,03

Umbuchungsabgang -776.107,13 0,00

Buchwert 31. Dezember 0,00 534.190,03

Der Zugang (€ 241.917,10) entfällt auf Herstellungskosten für den Neubau "Am Mühlen-
berg 9" in Zielitz.

Der Umbuchungsabgang (€ 776.107,13) erfolgte in den Posten "Grundstücke mit Wohn-
bauten" und entfällt auf den Nebau "Am Mühlenberg 9" in Zielitz.

Finanzanlagen

Beteiligungen € 15.000,00
Vorjahr € 15.000,00

Ausgewiesen wird die im Geschäftsjahr 2020 erworbene Beteiligung an der GLS Gemein-
schaftsbank eG.

Umlaufvermögen

Zum Verkauf bestimmte Grundstücke und andere
Vorräte € 551.074,79

Vorjahr € 464.996,30
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Unfertige Leistungen € 542.546,92
Vorjahr € 458.673,04

Der Posten betrifft noch nicht abgerechnete Betriebskosten für den Zeitraum 1. Januar bis
31. Dezember 2021. Bei der Aktivierung der unfertigen Leistungen hat die Gesellschaft einen
Abschlag in Höhe von € 74.800,00 (Vorjahr: € 68.000,00) für leerstandsbedingte nicht ab-
rechenbare Betriebskosten vorgenommen.

Andere Vorräte € 8.527,87
Vorjahr € 6.323,26

Ausgewiesen werden Heizölvorräte.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände € 20.379,43
Vorjahr € 71.451,70

Forderungen aus Vermietung € 11.902,30
Vorjahr € 17.720,82

Im Geschäftsjahr 2021 wurden uneinbringliche Forderungen in Höhe von € 3.904,33 (Vorjahr:
€ 5.630,45) abgeschrieben.

Forderungen aus Grundstücksverkäufen € 400,00
Vorjahr € 7.600,00

Ausgewiesen werden Forderungen aus dem Verkauf der Liegenschaft Schulstraße 7 in
Hillersleben.

Sonstige Vermögensgegenstände € 8.077,13
Vorjahr € 46.130,88

2021
€

2020
€

Forderungen aus/gegenüber

Endabrechnungen Energie, Wasser, Müll und
Heizung 7.873,35 44.904,80

Weiterberechnungen 203,78 1.194,29

Sonstigem 0,00 31,79

8.077,13 46.130,88

74059 JA 2021



Anlage III
Seite 6

Flüssige Mittel € 556.280,82
Vorjahr € 479.191,41

Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten € 556.280,82
Vorjahr € 479.191,41

2021
€

2020
€

Girokonten 555.074,07 477.418,08

Kassenbestand 1.206,75 1.773,33

556.280,82 479.191,41

Rechnungsabgrenzungsposten

Andere Rechnungsabgrenzungsposten € 2.320,25
Vorjahr € 2.248,86

Der Posten entfällt auf vorausgezahlte Kfz-Steuer sowie Kapitaldienst.
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P A S S I V A

Eigenkapital

Gezeichnetes Kapital € 562.700,00
Vorjahr € 562.700,00

Kapitalrücklage € 937.521,09
Vorjahr € 937.521,09

Sonderrücklage gemäß § 27 Abs. 2 Satz 3 DMBilG € 11.768.237,62
Vorjahr € 11.768.237,62

Verlustvortrag € -9.274.095,01
Vorjahr € -9.276.209,57

Jahresüberschuss € 178.445,52
Vorjahr € 2.114,56

Sonderposten für Investitionszuschuss € 654.557,00
Vorjahr € 666.458,00

Die Auflösung erfolgt planmäßig analog der Restnutzungsdauer des begünstigten Objektes.
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Rückstellungen € 50.618,17
Vorjahr € 64.014,77

Rückstellungen für Pensionen € 30.196,00
Vorjahr € 31.836,00

2021
€

Stand 1. Januar 2021 31.836,00

Zuführung 3.847,48

Zinsanteil 648,00

Verbrauch -6.135,48

Stand 31. Dezember 2021 30.196,00

Die Pensionsrückstellung besteht für den ehemaligen Geschäftsführer der Gesellschaft.

Sonstige Rückstellungen € 20.422,17
Vorjahr € 32.178,77

01.01.2021
€

Verbrauch
€

Auflösung
€

Zuführung
€

31.12.2021
€

Hausbewirtschaftung 10.000,00 8.294,37 1.705,63 1.500,00 1.500,00

Prüfungskosten 8.687,00 8.687,00 0,00 8.687,00 8.687,00

Baukosten 3.412,16 0,00 3.412,16 0,00 0,00

Archivierung 5.331,50 0,00 0,00 0,00 5.331,50

Steuerberatung 2.400,00 2.290,45 0,00 2.400,00 2.509,55

Jahresabschluss-
erstellung 2.348,11 2.348,11 0,00 2.394,12 2.394,12

32.178,77 21.619,93 5.117,79 14.981,12 20.422,17
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Verbindlichkeiten

Die Fristigkeiten und die Art der Sicherung der nachfolgend genannten Verbindlichkeiten sind
aus der diesem Bericht beigefügten Anlage I ersichtlich.

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten € 4.361.867,48
Vorjahr € 4.254.804,07

€

Stand 1. Januar 2021 4.254.804,07

Darlehensaufnahme 360.000,00

Tilgung

planmäßig -253.451,17

Veränderung aufgelaufener Kapitaldienst 514,58

Stand 31. Dezember 2021 4.361.867,48

Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern € 1.968.843,11
Vorjahr € 2.156.329,31

gegenüber Gesellschaftern: €                                                                                                                                                                                                                                                               1.883.560,84
(Vorjahr: € 2.064.253,10) 

€

Stand 1. Januar 2021 2.156.329,31

Tilgung

planmäßig -190.139,55

Veränderung aufgelaufener Kapitaldienst 2.653,35

Stand 31. Dezember 2021 1.968.843,11

Erhaltene Anzahlungen € 534.287,43
Vorjahr € 519.991,34

Ausgewiesen werden Vorauszahlungen für noch nicht abgerechnete Betriebs- und Heiz-
kosten für den Zeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 2021.

Verbindlichkeiten aus Vermietung € 31.882,01
Vorjahr € 38.889,96

Ausgewiesen werden Verbindlichkeiten aus Mieten, Gebühren und Umlagen.
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Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und
Leistungen € 104.987,10

Vorjahr € 194.755,65

2021
€

2020
€

Instandhaltung/Baumaßnahmen/Betriebskosten 101.779,71 187.787,74

Sicherheitseinbehalte 2.787,25 6.248,05

Sonstige Rechtsgründe 420,14 719,86

104.987,10 194.755,65

Rechnungsabgrenzungsposten € 12.802,14
Vorjahr € 14.901,53

Der Posten betrifft im Voraus empfangene Mieten und Wohngeldzahlungen für den
Januar 2022 sowie Pachtzahlungen.
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Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021

Umsatzerlöse aus der Hausbewirtschaftung € 1.627.643,60
Vorjahr € 1.618.121,20

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Erlöse aus

Mieten 1.377.347,19 1.365.565,38
Pauschalmieten 32.400,00 0,00

Modernisierungszuschlägen 32.372,46 33.689,38

Pacht/Heizhaus/Antennenstellflächen 10.511,08 10.361,08

Garagenpacht 2.059,20 1.996,97

1.454.689,93 1.411.612,81

Erlösschmälerungen wegen

Mietnachlass -30,00 -802,00

Mietminderung -145,20 -145,20

Leerstand -285.621,03 -279.489,65

-285.796,23 -280.436,85

1.168.893,70 1.131.175,96

Umlagen

Umlagen für Betriebskosten 524.968,12 556.341,53

Erlösschmälerungen aus Umlagen -66.218,22 -69.396,29

458.749,90 486.945,24

1.627.643,60 1.618.121,20

Umsatzerlöse aus anderen Lieferungen und
Leistungen € 0,00

Vorjahr € 699,29

Erhöhung/Verminderung des Bestandes an
unfertigen Leistungen € 83.873,88

Vorjahr € -28.561,23
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Sonstige betriebliche Erträge € 38.303,30
Vorjahr € 66.756,33

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Erträge aus

Auflösung Sonderposten 11.901,00 11.901,00

Versicherungsentschädigungen 2.529,91 22.101,90

Sachwertbezug Pkw 5.040,96 4.365,84

Ausbuchung von Verbindlichkeiten 2.569,53 3.629,10

abgeschriebenen Mietforderungen 6.389,21 2.272,21

der Auflösung von Rückstellungen 5.117,79 11.112,09

früheren Jahren 157,10 6.687,30

Übrigem 4.597,80 4.686,89

38.303,30 66.756,33

Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen

Aufwendungen für Hausbewirtschaftung € 797.496,29
Vorjahr € 700.485,86

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Betriebskosten

Heizkosten (inklusive Wartung der
Heizungsanlagen) 311.337,43 220.240,28

Übrige Betriebskosten 275.474,15 279.611,32

586.811,58 499.851,60

Instandhaltungskosten

Instandhaltungskosten (inklusive
Umzugsmanagement etc.) 203.245,90 196.110,74

203.245,90 196.110,74

Andere Aufwendungen für Hausbewirtschaftung 7.438,81 4.523,52

797.496,29 700.485,86
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Personalaufwand

Löhne und Gehälter € 157.967,45
Vorjahr € 151.795,48

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Löhne und Gehälter 152.926,49 147.429,64

Sachbezüge 5.040,96 4.365,84

157.967,45 151.795,48

Soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung € 43.190,44

Vorjahr € 40.620,19
Altersversorgung: €                                                                                                                                                                                                                                                               3.847,48
(Vorjahr: € 3.635,48)

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Soziale Aufwendungen 39.342,96 36.984,71

Aufwendungen für Altersversorgung 3.847,48 3.635,48

43.190,44 40.620,19

Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände des Anlagevermögens und Sach-
anlagen € 362.186,66

Vorjahr € 528.697,76

Die Abschreibungen beinhalten außerplanmäßige Abschreibungen in Höhe von € 100.000,00
(Vorjahr: € 271.000,00) aufgrund dauerhafter Wertminderung.
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Sonstige betriebliche Aufwendungen € 81.393,35
Vorjahr € 86.388,18

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Sächliche Verwaltungsaufwendungen

EDV-Kosten/Leasing 5.665,12 9.443,62

Leasingkosten Pkw 13.949,92 14.144,50

Prüfungskosten 8.687,00 8.687,00

Kosten für Werbung 5.945,05 4.287,73

Autobetriebskosten 7.485,12 6.610,35

Post- und Fernsprechkosten 5.188,26 4.598,97

Aufsichtsratsvergütung 2.914,23 2.863,10

Sonstige Aufwendungen 25.007,33 29.889,26

74.842,03 80.524,53

Verluste aus dem Abgang von Gegenständen des
Anlagevermögens 1.180,00 0,00

Abschreibungen auf Forderungen 3.904,33 5.630,45

Schulungs- und Weiterbildungskosten 200,00 0,00

Spenden 800,00 0,00

Übrige 466,99 233,20

81.393,35 86.388,18

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge € 52,15
Vorjahr € 0,00

Zinsen und ähnliche Aufwendungen € 97.304,66
Vorjahr € 115.106,61

davon aus Aufzinsung: €                                                                                                                                                                                                                                                               648,00
(Vorjahr: € 820,00)

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Darlehenszinsen 93.024,59 110.595,65

Sonstige 4.280,07 4.510,96

97.304,66 115.106,61

74059 JA 2021



Anlage III
Seite 15

Sonstige Steuern € 31.888,56
Vorjahr € 31.806,95

31.12.2021
€

31.12.2020
€

Grundsteuer 31.507,95 31.507,95

Kraftfahrzeugsteuer 380,61 299,00

31.888,56 31.806,95

Jahresüberschuss € 178.445,52
Vorjahr € 2.114,56
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Rechtliche Verhältnisse 

Firma: Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH 

Sitz: Zielitz 

Handelsregistereintrag: Amtsgericht Stendal HRB 107590, Eintragung der 
Gründung am 28. Juli 1994 

Gesellschaftsvertrag: 

Der Gesellschaftsvertrag wurde zuletzt durch Beschluss der Gesellschafterversammlung 
am 6. Oktober 2014 vollständig neu gefasst. Die Eintragung im Handelsregister erfolgte am 
10. Oktober 2014. 

Gegenstand: 

Zweck des Unternehmens ist die Bereitstellung von Wohnraum für breite Bevölkerungs-
schichten zu wirtschaftlich vertretbaren Bedingungen. 

Die Gesellschaft kann Bauten in allen Rechts- und Nutzformen errichten, erwerben, bewirt-
schaften und betreuen. Sie kann alle im Bereich der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft, 
des Städtebaus und der Infrastruktur anfallenden Aufgaben übernehmen. Hierzu gehören 
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Einrichtungen sowie Gemeinschaftsanlagen und 
Folgeeinrichtungen, Läden und Räume für Gewerbebetriebe und Dienstleistungen. 

Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, andere Unternehmen 
zu erwerben oder sich an solchen zu beteiligen. 

Die Gesellschaft darf auch sonstige Geschäfte betreiben, sofern diese dem mittelbaren 
oder unmittelbaren Gesellschaftszweck dienlich sind. 

Zulassungen: 

Die Gesellschaft hat mit Schreiben vom 31. Mai 2000 des Landkreises Ohrekreis, Haldens-
leben, die Gewerbeerlaubnis erhalten; angemeldete Tätigkeit: Vermietung, Verpachtung, 
Verwaltung, Unterhaltung, Instandsetzung, Sanierung und Modernisierung von Wohnun-
gen. 

Geschäftsjahr: 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
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Stammkapital: 

Das gezeichnete Kapital/Stammkapital beträgt am Bilanzstichtag € 562.700,00. Es ist durch 
Bar- und Sacheinlagen in voller Höhe erbracht. Die Geschäftsanteile werden von folgenden 
Gesellschaftern gehalten: 

 Anteil am  
gezeichneten Kapital 

 €  % 

Gemeinde Zielitz 383.500,00  68,2 

Gemeinde Colbitz 76.800,00  13,7 

Stadt Wolmirstedt 30.720,00  5,4 

Gemeinde Loitsche-Heinrichsberg 40.960,00  7,2 

Gemeinde Westheide 30.720,00  5,5 

 562.700,00  100,0 
 
Organe der Gesellschaft: 

Geschäftsführung, Aufsichtsrat, Gesellschafterversammlung 

Geschäftsführung: 

Frau Gabriele Helzel, Farsleben, Fachwirtin für Grundstücks- und Immobilienwirtschaft 
(bestellt bis zum 31. Dezember 2025) 

Die Geschäftsführerin ist alleinvertretungsberechtigt. 

Vertretung: 

Die Gesellschaft wird durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder einen Geschäftsführer 
gemeinschaftlich mit einem Prokuristen oder durch einen Geschäftsführer allein vertreten. 

Aufsichtsrat: 

Der Aufsichtsrat setzt sich wie folgt zusammen: 

Burkhard Rayling - Vorsitzender - Rechtsanwalt 

Annette Rettig  Abteilungsleiterin Privatkunden Sparkasse 

Wolfgang Parzanka  Rentner 
 
Der entsprechend dem Gesellschaftsvertrag besetzte Aufsichtsrat tagte einmal im Berichts-
jahr gemeinsam mit der Geschäftsführung. 
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Gesellschafterversammlung: 

Im Berichtsjahr fand am 29. September 2021 eine ordentliche Gesellschafterversammlung 
(gemeinsam mit dem Aufsichtsrat) statt. 

Die Gesellschafterversammlung am 29. September 2021 befasste sich mit den Regularien 
für das Geschäftsjahr 2020, erteilte Geschäftsführung und Aufsichtsrat für das Geschäfts-
jahr 2020 Entlastung, fasste den Beschluss, den Jahresüberschuss 2020 in Höhe von 
T€ 2,1 auf neue Rechnung vorzutragen und wählte den Abschlussprüfer für das Geschäfts-
jahr 2021. 

Am 25. Februar 2021 wurde der Finanz- und Wirtschaftsplan für die Geschäftsjahre 2021 
bis 2025 sowie am 2. März 2022 für die Geschäftsjahre 2022 bis 2026 im Umlaufverfahren 
beschlossen. 
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Steuerliche Verhältnisse 

Die Gesellschaft ist unbeschränkt steuerpflichtig. 

Sie wird beim Finanzamt Haldensleben unter der Steuernummer 105/105/10807 geführt. 

Bescheide für die Gewerbesteuer und für die Körperschaftsteuer für die Veranlagungszeit-
räume bis einschließlich 2019 liegen vor. 

Der vortragsfähige Gewerbeverlust zum 31. Dezember 2020 beträgt laut Bescheid vom 
28. März 2022 T€ 6.767,6. 

Der körperschaftsteuerliche Verlustvortrag zum 31. Dezember 2020 beträgt laut Bescheid 
vom 28. März 2022 T€ 9.539,4. 

Aufgrund der Höhe der Verlustvorträge zum 31. Dezember 2020 entstehen für das 
Berichtsjahr keine steuerlichen Belastungen. 

Die letzte Betriebsprüfung wurde 1999 durchgeführt; zu prüfende Zeiträume: Körperschaft-, 
Gewerbe- und Umsatzsteuer und die gesonderte Feststellung nach § 47 Körper-
schaftsteuergesetz jeweils für die Zeiträume 1991 bis 1997 (Umsatzsteuer 1995 bis 1997). 

Eine Lohnsteuer-Außenprüfung für den Veranlagungszeitraum Januar 2011 bis Dezem-
ber 2014 wurde im November 2015 durchgeführt; der Vorbehalt der Nachprüfung wurde 
aufgehoben. Die Prüfung führte zu keiner Änderung der Besteuerungsgrundlagen. 
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Wichtige Verträge 

Pachtvertrag vom 7. April 2009 mit Wirkung zum 1. Oktober 2009 über die Anpachtung 
einer Fläche nebst aufstehenden Gebäuden und Gestattungsvertrag über den Betrieb und 
Bau einer Wärmeversorgungsanlage zwischen der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH, 
Zielitz, und der GETEC AG, Magdeburg. Der Pachtvertrag vom 26. Juni 1996 wurde durch 
den Pachtvertrag vom 7. April 2009 ersetzt. Des Weiteren erfolgte im Geschäftsjahr 2018 
ein gültiger Nachtrag zum 1. Januar 2019 zum Pachtvertrag aus dem Jahr 2009. 

Wärmeliefervertrag vom 7. April 2009 mit Wirkung zum 1. Oktober 2009 über die Lieferung 
und Abnahme von Wärme für Raumheizung und Warmwasser auf der Grundlage der 
Verordnung über die allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit Fernwärme 
zwischen der Zielitzer Wohnungsgesellschaft mbH, Zielitz, und der GETEC AG, Magde-
burg. Der Wärmeliefervertrag vom 26. Juni 1996 wurde durch den Wärmeliefervertrag vom 
7. April 2009 ersetzt. Des Weiteren erfolgte im Geschäftsjahr 2018 ein gültiger Nachtrag 
zum 1. Januar 2019 zum Wärmelieferungsvertrag aus dem Jahr 2009. 
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Grundlagen der wirtschaftlichen Tätigkeit 

I. BEWIRTSCHAFTUNG DES HAUSBESITZES 

Die Gesellschaft ist Eigentümerin folgender Mietbestände: 

 31. Dezember 2021  31. Dezember 2020 
 Anzahl der 

Einheiten 
 Wohn-/ 

Nutzfläche 
 Anzahl der 

Einheiten 
 Wohn-/ 

Nutzfläche 
   m²    m² 

Wohnungen 432  24.977,4  422  24.415,7 

Garagen/Carport 23  -  22  - 

Selbstverwaltet 455  24.977,4  444  24.415,7 
 
Der Zugang der Wohnungen resultiert aus dem Neubau „Am Mühlenberg 9“ in Zielitz mit 
zehn Wohnungen im Berichtsjahr. 

Am 31. Dezember 2021 waren nach Angaben der Gesellschaft 100 Wohnungen (23,2 % 
des Wohnungsbestandes) nicht vermietet. Ursächlich hierfür ist nach Angaben des 
Unternehmens insbesondere die demografische Entwicklung in der Region. 

Nach Berechnungen der Gesellschaft beträgt die durchschnittliche Mieterfluktuationsrate 
über den gesamten Wohnungsbestand 10,7 % (Vorjahr: 9,7 %). 

Die durchschnittliche monatliche Wohnungsmiete liegt bei € 4,82 je m² (Vorjahr: € 4,78). 

Die Aufwendungen für die Instandhaltung (inklusive Umzugsmanagement ohne Abriss-
kosten) des eigenen Hausbesitzes haben sich gegenüber dem Vorjahr um T€ 7,1 auf 
T€ 203,3 erhöht und liegen bei € 8,13 (Vorjahr: € 8,04) je m² Wohn-/Nutzfläche. 
Anzumerken ist, dass die bei der Gesellschaft angestellten Hauswarte im Berichtsjahr 
Instandhaltungsleistungen in Höhe von T€ 23,1 (Vorjahr: T€ 18,5) erbrachten; dies 
entspricht € 0,93 je m² (Vorjahr: € 0,76 je m²). Die Instandhaltungsleistungen betragen 
somit € 9,06 je m² (Vorjahr: € 8,80 je m²). 
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II. MODERNISIERUNGS- UND INSTANDSETZUNGSTÄTIGKEIT 

1. Investitionstätigkeit 2021 

Nach dem durch die Gesellschafterversammlung genehmigten Finanzplan vom 
25. Februar 2021 waren für 2021 Instandhaltungsmaßnahmen mit einem Volumen von 
T€ 225,0 (Vorjahr: T€ 200,0) ohne Abrisskosten sowie aktivierungspflichtige Moderni-
sierungsmaßnahmen in Höhe von T€ 235,8 vorgesehen. In 2021 hat die Gesellschaft 
insgesamt T€ 203,3 für Instandhaltung ohne Abrisskosten sowie T€ 241,9 für Bau-
maßnahmen aufgewendet. 

Das Gesamtvolumen des von den Gesellschaftern vorgegebenen, aufgrund der ange-
spannten Liquiditätslage geringen Budgets für Instandhaltung wurde in Höhe von T€ 21,7 
unterschritten. 

Die aktivierungspflichtigen Maßnahmen des Geschäftsjahres 2021 entfallen auf das Objekt 
Am Mühlenberg 9 in Höhe von T€ 241,9. 

Die Finanzierung der Instandhaltungsmaßnahmen sowie der aktivierungspflichtigen Maß-
nahmen des Geschäftsjahres 2021 erfolgte aus Eigen- sowie in Höhe von T€ 360,0 aus 
Fremdmitteln. 

2. Investitionsvorhaben 2022 

Der Finanzplan 2022 wurde im Umlaufverfahren vom 2. März 2022 durch die Gesellschaf-
ter genehmigt. Danach beabsichtigt die Gesellschaft, Instandhaltungsmaßnahmen in Höhe 
von T€ 220,0 sowie aktivierungspflichtige Modernisierungsmaßnahmen in Höhe von 
T€ 320,0 durchzuführen. 

Die Finanzierung soll durch Eigenmittel sowie Fremdmittel (T€ 320,0) erfolgen. 
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Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 Haushalts-
grundsätzegesetz (HGrG) 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung 
sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 
für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber 
hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für 
die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? 
Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des 
Konzerns? 

Die Gesellschafterversammlung hat am 16. Januar 1995 die Geschäftsordnung für den 
Aufsichtsrat und die Geschäftsführerin beschlossen. 

Der Zuständigkeit des Aufsichtsrates unterliegt gemäß § 10 Abs. 1 Buchstabe h) des 
Gesellschaftsvertrages die Beschlussfassung über die Geschäftsanweisung für die 
Geschäftsführerin, wovon er bisher keinen Gebrauch gemacht hat. 

Ein Geschäftsverteilungsplan erübrigt sich aufgrund der Bestellung einer Geschäfts-
führerin. 

Gemäß § 10 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages unterliegen dem Aufsichtsrat nach 
vorheriger gemeinsamer Beratung mit der Geschäftsführerin eine Vielzahl von 
Entscheidungen (z. B. geplante Investitionen und Erwerb/Veräußerungen, jährliche 
Wirtschaftspläne, gesellschaftsrechtliche Maßnahmen, personelle Angelegenheiten 
u. Ä.). 

Die Verteilung der Aufgaben und die Einbindung des Überwachungsorgans sind 
sachgerecht. 

Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen der Gesellschaft. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr fanden am 29. September 2021 eine ordentliche Gesellschafter-
versammlung sowie eine Sitzung des Aufsichtsrates jeweils gemeinsam mit der 
Geschäftsführerin statt. Ordnungsgemäße Niederschriften der Sitzungen haben uns 
zur Prüfung vorgelegen. Des Weiteren erfolgte ein Umlaufbeschluss durch die 
Gesellschafterversammlung. Bis zum Prüfungsende (Juni 2022) fand, mit Ausnahme 
eines Umlaufbeschlusses, keine weitere Gesellschafterversammlung statt. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 
Satz 5 des Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung 
tätig? 

Die Geschäftsführerin ist auskunftsgemäß nicht in Aufsichtsräten und anderen 
Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig. 
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungs-
organ) individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses 
aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit 
langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Unter Inanspruchnahme von § 288 HGB wurde auf die Angabe für die Vergütung der 
Geschäftsführerin und des ehemaligen Geschäftsführers (Pension) verzichtet. 

Die Gesamtbezüge des Aufsichtsrates werden im Anhang ausgewiesen. 

Erfolgsbezogene Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung 
bestehen auskunftsgemäß nicht. 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organi-
sationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständig-
keiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige 
Überprüfung? 

Es gibt einen Organisationsplan, aus dem der Organisationsaufbau, die Arbeits-
bereiche und die Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind; er entspricht 
den Bedürfnissen der Gesellschaft. Wir haben nicht festgestellt, dass danach nicht 
verfahren wird. 

Der Organisationsaufbau wird jährlich durch die Geschäftsführerin fortgeschrieben. Im 
Geschäftsjahr 2021 waren einschließlich der Geschäftsführerin im Durchschnitt vier 
Arbeitnehmer tätig. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan 
verfahren wird? 

Wir haben nicht festgestellt, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird. 

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 
dokumentiert? 

Die Geschäftsführerin hat im Geschäftsjahr 2009 eine Arbeitsanweisung zur Regelung 
zur Annahme von Geschenken erlassen. Im Übrigen geht die Geschäftsführerin davon 
aus, dass das eingerichtete Kontrollsystem ausreichend ist. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-
dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, 
Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte 
ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Für die Auftragsvergabe bis T€ 1,0 liegt eine Arbeitsanweisung vor. Die Auftrags-
vergabe ab T€ 1,0 unterliegt ausschließlich der Geschäftsführung. Die Aufnahme von 
Krediten wird im Rahmen des Planungsprozesses festgelegt. Richtlinien für das 
Personalwesen sowie die Kreditaufnahme und -gewährung bestehen nicht; auch für 
diese Bereiche ist ausschließlich die Geschäftsführung zuständig. 
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e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-
verwaltung, EDV)? 

Die Mietverträge sind im Bereich Wohnungswirtschaft abgelegt. Die Darlehens-
verträge, die Wartungsverträge sowie die EDV-Verträge befinden sich bei der 
Geschäftsführung. Die Bauverträge und die Arbeitsverträge werden ebenfalls bei der 
Geschäftsführung verwahrt. Die Verträge sind ordnungsgemäß dokumentiert. 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und 
Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch in Hinblick auf Planungshorizont und 
Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge 
von Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

Von der Gesellschaft wird ein jährlicher Wirtschafts- und Finanzplan einschließlich 
Investitionsplan aufgestellt. Daneben besteht eine Unternehmensplanung bis zum 
Jahr 2032. Die Liquiditätslage der Gesellschaft wird laufend überwacht. Es erfolgt 
auskunftsgemäß monatlich eine Abstimmung über die Ergebnis- und Finanzsituation 
der Gesellschaft. Weiterhin erstellt die Gesellschaft Quartalsberichte. 

Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen der Gesellschaft.  

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Planabweichungen werden auskunftsgemäß regelmäßig durch die Geschäftsführerin 
systematisch untersucht und ausgewertet, gegebenenfalls werden Planfortschrei-
bungen vorgenommen. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 
und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Das nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften aufgebaute Rechnungs-
wesen entspricht der Größe und den besonderen Anforderungen der Gesellschaft. 
Eine Kostenrechnung wird nicht für erforderlich gehalten. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende 
Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Es besteht nach Aussage der Geschäftsführerin eine laufende Liquiditätskontrolle und 
eine Kreditüberwachung. Die Kontenstände werden mit den kurzfristig zu erwartenden 
Ein- und Auszahlungen abgestimmt. Daneben ist ein Finanzplan bis zum Jahr 2026 
aufgestellt. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und 
haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht 
eingehalten worden sind? 

Ein zentrales Cash-Management besteht nicht. 
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f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt 
werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende 
Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Die Mieten werden größtenteils durch Lastschrifteinzugsverfahren vereinnahmt. Der 
zeitnahe und vollständige Eingang der Mieten wird auskunftsgemäß regelmäßig 
überwacht. Bei rückständigen Mietforderungen werden kurz- bzw. langfristige 
Zahlungsvereinbarungen getroffen. 

Die Betriebskosten werden durch Vorauszahlungen der Mieter finanziert. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 
umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Aufgrund der Größe der Gesellschaft werden die Aufgaben des Controllings 
(Steuerung, Planung und interne Kontrolle) von der Geschäftsführerin wahrgenommen. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 
Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 
wesentliche Beteiligung besteht? 

Die Gesellschaft besitzt keine Tochterunternehmen oder Beteiligungen. 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale 
definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken 
rechtzeitig erkannt werden können? 

Die Geschäftsführerin hat auf der Grundlage von Soll-Ist-Vergleichen der Unter-
nehmensplanung geeignete Maßnahmen ergriffen und geeignete Frühwarnsignale 
definiert, damit wirtschaftliche und rechtliche bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig 
erkannt werden können. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden? 

Die Identifizierung von möglichen bestandsgefährdenden Risiken erfolgt durch die 
Geschäftsführerin. Die vorhandenen organisatorischen Maßnahmen reichen in 
Abhängigkeit von Größe und Komplexität der Gesellschaft aus; sie sind geeignet, ihren 
Zweck zu erfüllen. Die Beachtung und Durchführung dieser Maßnahmen ist 
gewährleistet. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Die Dokumentation des in der Gesellschaft implementierten Risikomanagements ist 
ausreichend. 
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d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 
mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und 
Funktionen abgestimmt und angepasst? 

Die Frühwarnsignale und Maßnahmen werden auskunftsgemäß kontinuierlich und 
systematisch mit den aktuellen Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt. 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und 
Derivate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von 
Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Deri-
vaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört: 

- Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden? 

- Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen 
Beträgen eingesetzt werden? 

- Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in 
welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen? 

- Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien 
ausschließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt 
werden dürfen (z. B. antizipatives Hedging)? 

Der Geschäftsumfang zum Handel mit Finanzierungsinstrumenten sowie anderen 
Termingeschäften, Optionen und Derivaten wurde von der Geschäftsführerin nicht 
explizit festgelegt. Entsprechende Geschäfte, mit Ausnahme von Darlehen, liegen nicht 
vor und sind auch künftig nicht beabsichtigt. 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von 
Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung? 

Derivate werden nicht eingesetzt. 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes 
Instrumentarium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf 

- Erfassung der Geschäfte, 

- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse, 

- Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung, 

- Kontrolle der Geschäfte? 

Es bedarf keines entsprechenden Instrumentariums, da entsprechende Geschäfte 
nicht vorliegen. 
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d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 
Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung 
gezogen? 

Der Einsatz von Derivatgeschäften hat nicht stattgefunden. 

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

Besondere Arbeitsanweisungen waren nicht notwendig, da der Einsatz von Derivat-
geschäften bisher nicht erfolgt und auch künftig nicht vorgesehen ist. 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung in Hinblick auf 
die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen 
geregelt? 

Da der Einsatz von Finanzinstrumenten und anderen Termingeschäften, Optionen und 
Derivaten, mit Ausnahme von Darlehen, nicht betrieben wird, gibt es keine offenen 
Posten, über die die Geschäftsführerin informiert werden müsste. 

Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende  
Interne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder 
wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

Eine eigene Revisionsabteilung besteht nicht. 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ 
Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Eine Interne Revision besteht nicht. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/ 
Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentliche mit-
einander unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) 
organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über 
Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte 
vor? 

Eine Interne Revision besteht nicht. 

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer 
abgestimmt? 

Eine Interne Revision besteht nicht. 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt 
und um welche handelt es sich? 

Eine Interne Revision besteht nicht. 
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f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der 
Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne 
Revision/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Wir verweisen auf unsere Feststellungen zu Frage 6a). 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit 
Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und 
bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 
Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maß-
nahmen nicht eingeholt worden ist? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 
Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Es wurden keine Kredite an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-
organs gewährt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger 
Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte 
Maßnahmen vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass anstelle zustimmungs-
bedürftiger Maßnahmen, ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte 
Maßnahmen vorgenommen worden sind. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht 
mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 
Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Anhaltspunkte dafür festgestellt, dass 
Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz und Gesellschaftsvertrag sowie den 
bindenden Beschlüssen des Aufsichtsrates der Gesellschaft übereinstimmen. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 
immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor 
Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken 
geprüft? 

Investitionen wurden mit der nötigen Sorgfalt und Zugrundelegung ausreichender 
Unterlagen (z. B. Konkurrenzangebote) geplant. Die Finanzierbarkeit und eventuelle 
Risiken werden ebenfalls bei diesen Investitionen vor Realisierung geprüft. Die 
Rentabilität von Modernisierungsmaßnahmen wird grundsätzlich anhand von 
statischen Wirtschaftlichkeitsberechnungen überprüft. 
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b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit 
des Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von 
Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 
Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 
Preises zu ermöglichen. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen 
laufend überwacht und Abweichungen untersucht? 

Es bestehen ausreichende Vorkehrungen, um die Abwicklung der in der Planung 
befindlichen Projekte laufend zu überwachen. Bei Änderungen werden gegebenenfalls 
die Wirtschaftlichkeitsberechnungen aktualisiert. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen 
ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Nach dem durch die Gesellschafterversammlung genehmigten Finanzplan vom 
25. Februar 2021 waren für 2021 Instandhaltungsmaßnahmen mit einem Volumen von 
T€ 225,0 (Vorjahr: T€ 200,0) ohne Abrisskosten vorgesehen. Das Gesamtvolumen des 
Budgets für Instandhaltung ohne Abriss wurde in Höhe von T€ 21,7 unterschritten.  

Wesentliche Überschreitungen bei abgeschlossenen Investitionen haben sich 
auskunftsgemäß nicht ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 
nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 
(z. B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

Wir weisen jedoch darauf hin, dass in Bezug auf den Neubau einer altersgerechten 
Wohnanlage gemäß Aktenvermerk der Geschäftsführung vom 28. Juni 2021 eine 
Auftragsvergabe ohne Ausschreibung erfolgte. Die Begründung ergibt sich daraus, 
dass im Zusammenhang mit dem Generalunternehmervertrag ein Mietvertrag über 
25 Jahre mit der betreffenden Unternehmensgruppe geschlossen wird.  

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Kon-
kurrenzangebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Vor der Anschaffung höherwertiger Gegenstände der Betriebs- und Geschäfts-
ausstattung sowie der Beauftragung bedeutsamer Dienstleistungen werden 
auskunftsgemäß in der Regel Konkurrenzangebote eingeholt und bei der Auftrags-
vergabe berücksichtigt. 
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Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Der Aufsichtsrat wurde in einer Sitzung in schriftlicher und mündlicher Form sowie 
durch schriftliche Quartalsberichte von der Geschäftsführerin über den Gang der 
Geschäfte und die Lage der Gesellschaft unterrichtet. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage 
des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzern-
bereiche? 

Nach der eingesehenen Sitzungsunterlage und dem Protokoll vermittelt die Bericht-
erstattung einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 
zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder 
nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare 
Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber be-
richtet? 

Nach unseren Feststellungen wurde der Aufsichtsrat über wesentliche Vorgänge 
zeitnah unterrichtet. Im Berichtsjahr hat lediglich eine Sitzung stattgefunden, daneben 
erhielt der Aufsichtsrat vierteljährlich schriftliche Berichte der Geschäftsführung. 

Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäfts-
vorfälle, Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen haben wir anlässlich 
unserer Prüfung nicht festgestellt. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungs-
organ auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Eine entsprechende Berichterstattung wurde vom Aufsichtsrat nicht gefordert. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach 
§ 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen aus-
reichend war? 

Es gibt keinen Anhaltspunkt, dass die Berichterstattung nicht in allen Fällen aus-
reichend war. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt 
vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem 
Überwachungsorgan erörtert? 

Es besteht eine D&O-Versicherung ohne Selbstbehalt. Der Aufsichtsrat wurde in der 
Sitzung am 26. September 2007 über Inhalt und Konditionen informiert. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungs-
organ offen gelegt worden? 

Interessenkonflikte wurden auskunftsgemäß nicht gemeldet. 
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Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges 
Vermögen? 

Der zur Vermietung vorgehaltene Immobilienbestand der Gesellschaft weist am 
31. Dezember 2021 23,2 % Leerstand aus. Unternehmenseigene Erhebungen 
machen klar, dass ein deutliches Überangebot an Wohnraum am lokalen Wohnungs-
markt besteht. Ein Teil des Wohnungsbestandes ist daher als nicht betriebsnotwendig 
einzustufen. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Die Bestände sind weder auffallend hoch noch niedrig. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 
zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 
Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im 
Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte 
der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird. 

Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzie-
rungsquellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden 
wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

Der Eigenkapitalanteil am Gesamtkapital beträgt 35,1 %, der Anteil der Fremdmittel 
beträgt 64,9 %. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Die Gesellschaft gehört keinem Konzern an. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 
Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 
dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers 
nicht beachtet wurden? 

Im Geschäftsjahr 2021 hat die Gesellschaft keine Fördermittel erhalten.  

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer eventuell zu niedrigen 
Eigenkapitalausstattung? 

Die handelsrechtliche Eigenkapitalquote (Verhältnis Eigenkapital zur Bilanzsumme) 
beträgt zum Bilanzstichtag 35,1 % (Vorjahr: 33,5 %); sie ist als ausreichend anzu-
sehen. Aus der Eigenkapitalausstattung ergeben sich derzeit auskunftsgemäß keine 
Finanzierungsprobleme. 
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b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagen-
bildung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Im Geschäftsjahr 2021 wurde ein Jahresüberschuss in Höhe von T€ 178,4 erzielt, der 
nach Vorschlag der Geschäftsführerin auf neue Rechnung vorgetragen werden soll. 
Der Gewinnverwendungsvorschlag ist mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens 
vereinbar. 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach 
Segmenten/Konzernunternehmen zusammen? 

Es handelt sich im Wesentlichen um das Segment Hausbewirtschaftung. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis ist mit Ausnahme der außerplanmäßigen Abschreibungen auf ein 
Objekt in Höhe von T€ 100,0 nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. 
Wir verweisen auf Abschnitt D. III. 3. Ertragslage. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere 
Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesell-
schaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Wir haben nicht festgestellt, dass Leistungsbeziehungen mit den Gesellschaftern nicht 
zu angemessenen Bedingungen abgewickelt worden sind. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Es ist keine Konzessionsabgabe zu entrichten, weil keine konzessionsabgabe-
pflichtigen Geschäfte getätigt wurden. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Die Bewirtschaftung des Immobilienbestandes stellt sich unter der Prämisse eines 
angemessenen Instandhaltungs- bzw. Modernisierungsbudgets derzeit als verlust-
bringendes Geschäft dar. 

Wir verweisen auf unsere Ausführungen unter Abschnitt B. Grundsätzliche Fest-
stellungen und D. III. 3. Ertragslage sowie auf die Ausführungen der Gesellschaft im 
Lagebericht. 
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b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um 
welche Maßnahmen handelt es sich? 

Die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft ist weitgehend von der Mieten- und 
Kostenentwicklung abhängig; sie ist aufgrund der vorgegebenen mietpreisrechtlichen 
Vorschriften sowie der nur begrenzt abschätzbaren Kostenentwicklung der Bewirt-
schaftungskosten nur in eingeschränktem Umfang beeinflussbar. Zu berücksichtigen 
ist ferner, dass die zur Kostendeckung erforderlichen Mietanhebungen am Markt nur 
zum Teil realisiert werden können. 

Die Geschäftsführung beabsichtigt, durch Modernisierungen die Attraktivität des 
Wohnungsbestandes zu erhöhen und somit dem Leerstand entgegenzuwirken. 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Ver-
besserung der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Die Gesellschaft erwirtschaftete im Geschäftsjahr 2021 einen Jahresüberschuss. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die 
Ertragslage des Unternehmens zu verbessern? 

Es sollen gezielte Einzelmodernisierungsmaßnahmen/Instandsetzungsmaßnahmen 
sowie Komplexmodernisierungen sowie eine Neubaumaßnahme durchgeführt werden, 
um eine marktgerechte und nachhaltige Qualität der Vermietungseinheiten zu 
gewährleisten. Des Weiteren verweisen wir auf den Lagebericht der Gesellschaft. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas- 
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti- 
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt- 
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche  gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrags 

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm- 
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh- 
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis- 
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, 
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa- 
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können.  Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts- 
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän- 
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu- 
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des  Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über- 
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech- 
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts- 
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter- 
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab- 
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt. 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich. 

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge- 
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig. 

7. Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe- 
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül- 
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach- 
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt- 
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge- 
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe- 
sondere Prüfungen,  gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf- 
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah- 
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha- 
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf- 
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver- 
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht- 
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren  entstanden  sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei- 
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min- 
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht- 
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh- 
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt. 

 

 
10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage- 
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift- 
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

 

 
11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli- 
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän- 
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge- 
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei- 
ten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä- 
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres- 
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau- 
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie- 
ren. 

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera- 
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist, 
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden. 

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper- 
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi- 
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um- 
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations- 
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge- 
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter- 
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen. 

 

 
12. Elektronische Kommunikation 

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt- 
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren. 

 

 
13. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen- 
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie- 
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner. 

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

 

 
14. Streitschlichtungen 

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile- 
gungsgesetzes teilzunehmen. 

 

 
15. Anzuwendendes Recht 

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An- 
sprüche gilt nur deutsches Recht. 
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